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63 Freie Berufe in Österreich und ihre gesellschaftliche Verantwortung
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www.erstebank.at   www.sparkasse.at

„ Und eine Bank, die stichhaltige 
 Beweise auf den Tisch legt.“
 Martin Wohlich, Erste Bank und Sparkasse

Hinter jedem erfolgreichen Anwalt steht eine starke Bank. Ob private oder berufl iche Finanzen – unsere Kunden-
betreuer liefern rasch und kompetent maßgeschneiderte Lösungen für Ihre Bedürfnisse. Vereinbaren Sie einen 
Beratungstermin in Ihrer Filiale oder unter 05 0100 - 50500.

„ Anwälte wollen eine Beratung, 
 die auf Fakten beruht.“
 Petra Kern, Erste Bank und Sparkasse



Medien – Rechtsstaatlichkeit –
Grundrechte

M it diesem Themenkomplex wird sich
die Europäische Präsidentenkonferenz

2011, die am 4. März in Wien stattfindet, be-
fassen.
Redaktionsgeheimnis und Macht der Me-

dien, deren Kontrolle und der Schutz der Pri-
vatsphäre sollen auf den Prüfstand gestellt
werden.
Das Redaktionsgeheimnis als Schutz des

Informanten war Gegenstand der Entschei-
dung des Obersten Gerichtshofes im ORF-
Fall. Unterschiedliche Schutzbereiche in
Österreich einerseits und Deutschland ande-
rerseits – hier ist erlaubt, was dort verboten
ist – führen zu Abgrenzungsproblemen, die
noch einer Lösung harren. Die Kontrolle
der Medien in Ungarn durch eine Behörde,
deren Unabhängigkeit angezweifelt wird,
führt zu Irritationen in Europa. Die mehr
oder weniger in einem rechtsfreien Raum
oder äußerst schwer verfolgbaren Veröffentli-
chungen im Internet sind ein Problem, das
noch nicht ansatzweise gelöst ist.
Aus der Sicht des Mediums geht es um die

Kontrolle der Macht des Staates und der Re-
gierenden und da scheint es schon einmal zu-
lässig zu sein, etwas, worüber man an sich
nicht berichten darf, im Parlament zur Spra-
che zu bringen, um dann aus dem Parlament
zu berichten. Wo gehobelt wird (werden soll),
fallen eben Späne und wer mehr oder weniger
zufällig in den Dunstkreis eines vermeintli-
chen oder wirklichen Skandals gerät, hat eben
Pech gehabt.
Es erhebt sich da schon die Frage: Wer kon-

trolliert die Macht der Medien? Wie effektiv

ist der Schutz der Privatsphäre des Staatsbür-
gers, der in unserer Verfassung, in der Men-
schenrechtskonvention und im Grundrechte-
katalog der Europäischen Union festgeschrie-
ben ist? Bieten diese Grundrechte dem Staats-
bürger überhaupt einen wirksamen Schutz?
Kommt nicht eine nachprüfende Kontrolle,
die nach Jahren feststellt, hier liegt eine Ver-
letzung der Privatsphäre vor, zu spät und wird
nicht mehr beachtet? Eine Vorverurteilung in
einem Medium beschädigt zumindest das An-
sehen des Betroffenen. Dass er sich später
reinwaschen konnte, liest niemand mehr.
Es ist schon richtig, dass Grundrechte zuei-

nander in einem Spannungsverhältnis stehen
und daher auch Konflikte erzeugen. Die Frei-
heit der Meinungsäußerung und der Schutz
der Privatsphäre überdecken einander in ei-
nem Teilbereich, in dem jeweils das eine
Recht das andere behindert oder beschädigt.
Hier ist der Rechtsstaat aufgerufen, Abgren-
zungskriterien zu finden, ausgewogene Lö-
sungen vorzusehen, sodass die Medien wissen,
wie weit sie gehen dürfen und der Staatsbür-
ger weiß, dass seine Privatsphäre nach wie
vor geschützt ist.
Diese Themen sollen in der Europäischen

Präsidentenkonferenz angesprochen werden.
Vielleicht gelingt es, den einen oder anderen
Lösungsansatz zu finden.
Die Beratungen der Europäischen Präsi-

dentenkonferenz sind öffentlich. Ich hoffe,
Sie nehmen teil.
Das Programm, Anmeldeformular und

weitere Informationen finden Sie unter
www.e-p-k.at
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Budgetbegleitgesetz 2011

M it dem am 30. 12. 2010 im BGBl I 2010/111
kundgemachten Budgetbegleitgesetz 2011 wur-

den auch im Justizbereich eine Reihe von Änderungen
vorgenommen. Im Folgenden werden diese Änderun-
gen auszugsweise dargestellt:

Zivilrechtsangelegenheiten

Die bisher unter der Überschrift „Sonntagsruhe und
verhandlungsfreie Zeit“ in den §§ 221 bis 225 ZPO
enthaltenen Bestimmungen wurden einer Änderung
unterzogen. Künftig wird dieser Titel stattdessen mit
„Sonn- und Feiertagsruhe, Fristenhemmung“ be-
zeichnet sein. Die geänderten, im neu gefassten § 222
Abs 1 ZPO enthaltenen Bestimmungen sehen künftig
vor, dass die Notfristen im Berufungs- und Revisions-
verfahren sowie im Rekurs- und Revisionsrekursverfah-
ren zwischen dem 15. 7. und dem 17. 8. sowie dem
24. 12. und dem 6. 1. gehemmt werden. Fällt der An-
fang dieses Zeitraums in den Lauf einer solchen Not-
frist oder der Beginn einer solchen Notfrist in diesen
Zeitraum, so wird die Notfrist um die ganze Dauer oder
um den bei ihrem Beginn noch übrigen Teil dieses Zeit-
raums verlängert. In Abs 2 sind Ausnahmen aufgezählt,
auf die der oben genannte Zeitraum keinen Einfluss
hat, wie etwa im Berufungs- und Revisionsverfahren
gegen Versäumungs- und Anerkenntnisurteile, in
Wechselstreitigkeiten oder in Verfahren in Verfahrens-
hilfesachen. Tagsatzungen, die in den genannten Zeit-
raum fallen, können erstreckt werden, wenn sich die
unvertretene Partei oder der Parteienvertreter zu die-
sem Zeitpunkt auf Urlaub befindet und der Antrag un-
verzüglich, spätestens binnen einer Woche nach Zu-
stellung der Ladung gestellt wird. Die §§ 223 bis 225
ZPO wurden aufgehoben. Diese Änderungen treten
mit 1. 5. 2011 in Kraft. Der ursprüngliche Gesetzesent-
wurf sah demgegenüber noch die ersatzlose Streichung
der §§ 222 bis 225 ZPO vor.

Bisher hatte im arbeits- und sozialgerichtlichen
Verfahren das angerufene Gericht den Kläger bei sach-
licher oder örtlicher Unzuständigkeit vor der von Amts
wegen zu erfolgenden Überweisung der Rechtssache an
das zuständige Gericht zu hören, um ihm die Gelegen-
heit zu geben, ein seiner Meinung nach zuständiges
Gericht zu benennen bzw sich zu dem vom Beklagten
benannten anderen Gericht zu äußern. Mit 1. 7. 2011
tritt die neue Regelung in Kraft, mit der die Verpflich-
tung zur Anhörung des Klägers in diesen Fällen entfällt
(§ 38 Abs 2 ASGG). Sie ist auf Verfahren anzuwenden,
in welchen die Klage nach dem 30. 6. 2011 angebracht
wurde. Begründet wird die neue Regelung in den Er-

läuternden Bemerkungen mit der Vermeidung von un-
nötigen Verzögerungen.

Die Abschaffung der Möglichkeit von protokollari-
schen Anbringen in arbeits- und sozialgerichtlichen
Verfahren sowie in Zivilverfahren wurde nicht im ur-
sprünglich geplanten Umfang umgesetzt. Bleiben wird
nun ua die Möglichkeit, eine Klage und andere Anbrin-
gen bei einem Bezirksgericht zu Protokoll zu geben (ua
§§ 434, 439 und 448 Z 2 ZPO). Dagegen werden im
Berufungs- und im Rekursverfahren die bisher in den
§§ 461 Abs 2, 465 und 520 Abs 1 ZPO vorgesehenen
protokollarischen Anbringungsmöglichkeiten künftig
nicht mehr bestehen. Die betreffenden Änderungen
treten mit 1. 5. 2011 in Kraft. Durch die Änderung in
§ 47 Abs 1 AußStrG ist es künftig auch nicht mehr
möglich, einen Rekurs im Außerstreitverfahren münd-
lich zu Protokoll zu erklären. Die neue Regelung tritt
ebenfalls am 1. 5. 2011 in Kraft. Sie ist anzuwenden,
wenn das Datum der Entscheidung erster Instanz nach
dem 30. 4. 2011 liegt.

Ferner können ab 1. 7. 2011 Schriftsätzemit verwor-
renen, unklaren, sinn- oder zwecklosen Ausführungen,
die das Begehren nicht erkennen lassen oder mit bereits
erledigten Streitpunkten oder schon vorgebrachten Be-
hauptungen, ohne Verbesserungsversuch zurückge-
wiesen werden. Auch beleidigende Äußerungen kön-
nen, allerdings erst nach einem erfolglosen Verbesse-
rungsversuch, als nicht zur ordnungsgemäßen geschäft-
lichen Behandlung geeignet zurückgewiesen werden.
Jeden weiteren einen solchen Mangel aufweisenden
Schriftsatz dieser Partei kann das Gericht ohne Verbes-
serungsversuch einfach zu den Akten nehmen, ohne da-
rüber beschlussmäßig zu entscheiden (§ 86 a ZPO).

Dem mit dieser Novelle geänderten § 24 Firmen-
buchgesetz zufolge kann das Gericht anstelle der An-
drohung einer Zwangsstrafe ohne vorausgehendes Ver-
fahren eine Zwangsstrafverfügung verhängen, wenn
der Pflichtverstoß anhand der Umstände naheliegt.
§ 24 ist auf Pflichtverstöße anzuwenden, die nach
dem 1. 1. 2011 gesetzt werden.

Auch im Unternehmergesetzbuch ist es zu Ver-
schärfungen gekommen. Gem § 283 UGB in seiner
neuen Fassung ist prinzipiell bei der Verletzung der Of-
fenlegungspflichten ohne vorausgehendes Verfahren
auch eine Zwangsstrafverfügung zu verhängen. Fer-
ner wurde die Untergrenze des Strafrahmens mit
€ 700,– festgelegt. Generell ist die neu gefasste Rege-
lung auf Verstöße gegen die in § 283 Abs 1 genannten
Pflichten anzuwenden, die nach dem 1. 1. 2011 gesetzt
werden oder fortdauern.

Die neunmonatige Praxiszeit bei Gericht wird auf
fünf Monate verkürzt. Demnach hat die praktische Ver-

Wichtige Informationen
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wendung gem § 2 Abs 2 RAO fünf Jahre zu dauern, da-
von im Inland künftig mindestens fünf Monate bei Ge-
richt oder einer Staatsanwaltschaft und mindestens drei
Jahre bei einem Rechtsanwalt. Auch § 15 Abs 2 RAO
hat eine entsprechende Änderung erfahren. Die
Rechtsanwaltsprüfung kann gem § 2 Abs 1 RAPG nach
Abschluss eines Studiums des österreichischen Rechts
(§ 3 RAO) und einer praktischen Verwendung im Aus-
maß von drei Jahren, hievon mindestens fünf Monate
bei Gericht oder einer Staatsanwaltschaft und mindes-
tens zwei Jahre bei einem Rechtsanwalt, abgelegt wer-
den. Die Änderungen der RAO und des RAPG treten
mit 1. 7. 2011 in Kraft. § 2 Abs 1 RAPG ist in seiner
neuen Fassung anzuwenden, wenn die Rechtsanwalts-
prüfung nach dem 30. 6. 2011 abgelegt wird.

Kosten und Gebühren

Der neue § 52 ZPO legt fest, dass in jedem Urteil und
in Beschlüssen, die eine Streitsache für die Instanz voll-
ständig erledigen, auch über die Verpflichtung zum
Kostenersatz zu entscheiden ist, sofern sich das Gericht
nicht die Kostenentscheidung bis zur rechtskräfti-
gen Erledigung vorbehält. Ein solcher Vorbehalt
kann nicht angefochten werden und ist nur zulässig,
wenn die Entscheidung durch ein Rechtsmittel ange-
fochten werden kann und wenn dies aufgrund der
Komplexität der zu treffenden Kostenentscheidung
aus Gründen der Verfahrensökonomie zweckmäßig ist.
Bei Erlassung eines Zahlungsbefehls, eines Wechsel-
zahlungsauftrages oder eines Versäumungs-, Verzichts-
oder Anerkenntnisurteils ist ein Vorbehalt der Kosten-
entscheidung jedenfalls unzulässig. Wurde die Kosten-
entscheidung vorbehalten, so hat das Gericht erster In-
stanz nach rechtskräftiger Erledigung der Streitsache
über die Verpflichtung zum Kostenersatz über das ge-
samte Verfahren zu entscheiden. Begründet wurde die
Regelung mit verfahrensökonomischen Überlegungen.
Der neue § 52 ZPO tritt mit 1. 7. 2011 in Kraft und ist
in Verfahren anzuwenden, in denen der Schluss der
mündlichen Verhandlung erster Instanz nach dem
31. 12. 2010 liegt.

§ 54 Abs 1 a ZPO über den gegenseitigen Aus-
tausch der Kostennote wurde abgeändert. Wie bisher
muss das Kostenverzeichnis am Schluss der mündlichen
Verhandlung erster Instanz vorgelegt und auch dem
Gegner ausgehändigt werden. Dieser kann innerhalb
einer Frist von 14 Tagen Einwendungen dagegen erhe-
ben. Werden keine Einwendungen erhoben, hat das
Gericht – nur bei durch einen Rechtsanwalt vertrete-
nen Parteien – das Kostenverzeichnis seiner Entschei-
dung ungeprüft zu Grunde zu legen. Mit dieser Ände-
rung wollte der Gesetzgeber, nachdem die Einführung
dieser Regelung in Lehre und Rechtsprechung zu kon-
troversiellen Ansichten geführt hat, klarstellen, dass in

solchen Fällen das Gericht die verzeichneten Kosten
ohne Einwendungen nicht zu prüfen, sondern diese,
so wie sie verzeichnet sind, „seiner Entscheidung zu-
grunde zu legen“ hat. Wurde eine Position falsch ver-
zeichnet und dies nicht vom Gegner in Einwendungen
gerügt, so ist die falsche Position ohne weitere Prüfung
der Kostenentscheidung zugrundezulegen, lautet es in
den Erläuternden Bemerkungen weiters dazu. Dies be-
treffe nicht nur Fragen der richtigen Bemessungs-
grundlage, sondern auch die Beurteilung, ob eine ver-
zeichnete Leistung zur zweckentsprechenden Rechts-
verfolgung oder -verteidigung erforderlich war. Nur
so könne eine tatsächliche Gerichtsentlastung erreicht
werden. Diese Änderung trat mit 1. 1. 2011 in Kraft.
Klargestellt wurde ferner, dass kein Kostenersatz für
die Einwendungen stattfindet. Diese Änderung trat
ebenfalls mit 1. 1. 2011 in Kraft und ist in Verfahren
anzuwenden, in denen der Schluss der mündlichen Ver-
handlung erster Instanz nach dem 31. 12. 2010 liegt.

Im Enteignungsverfahren nach dem Eisenbahn-
Entschädigungsgesetz (EisbEG) wird nun ausdrück-
lich angeordnet, dass Kostenersatz für die rechts-
freundliche Vertretung nicht nur im gerichtlichen Ver-
fahren zur Feststellung der Entschädigung, sondern
auch im Verwaltungsverfahren gebührt. Dem Enteig-
nungsgegner gebührt danach voller Kostenersatz, so-
weit der Enteignungsantrag ab- oder zurückgewiesen
oder in einem nicht nur geringfügigen Umfang zurück-
gezogen wird. In allen anderen Fällen gebührt ihm nur
eine Pauschalvergütung in Höhe von 1,5 von Hundert
der festgesetzten Enteignungsentschädigung. Die Un-
tergrenze der Pauschalvergütung wurde von S 5.000,–
auf € 500,– erhöht und eine Höchstgrenze von
€ 7.500,– eingeführt (§ 7 Abs 3 EisbEG). Diese Ände-
rung trat mit 1. 1. 2011 in Kraft und ist auf Verfahren
anzuwenden, bei denen der Antrag auf Enteignung
nach dem 31. 12. 2010 bei der Behörde eingelangt ist.

Generell wurden in den Tarifposten 1 bis 4 des Ge-
richtsgebührengesetzes die Wertgrenzen herabge-
setzt, wodurch es zu höheren Gebühren kommen kann,
wenn der Wert des Streitgegenstandes in die nächste
Gebührenstufe fällt. Die neuen Streitwertgrenzen gel-
ten ab 1. 1. 2011 und sind auf Klagen, Anträge, Rechts-
mittel und Eingaben anzuwenden, die nach dem
31. 12. 2010 einlangen. Aufgrund dieser Änderungen
hat das Bundesministerium für Justiz die Verordnung
über den Normalkostentarif neu erlassen. Die Ver-
ordnung ist auf Leistungen von Rechtsanwälten anzu-
wenden, die nach dem 31. 12. 2010 bewirkt werden,
und wurde am 30. 12. 2010 im BGBl II 2010/485
kundgemacht.

Die Eintragungsgebühr im Grundbuch wurde um
10% erhöht. Tarifpost 9 lit b Z 1 und 3 GGG in der
Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011 trat mit
1. 1. 2011 in Kraft und ist auf Fälle der Selbstberech-
nung anzuwenden, in denen diese nach dem 31. 12.
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2010 erfolgt oder in denen der Antrag auf Einverlei-
bung des Eigentumsrechtes nach dem 31. 3. 2011 bei
Gericht einlangt. Somit kann es dazu kommen, dass
die erhöhte Gebühr auch auf Verträge anzuwenden ist,
die bereits vor dem 31. 12. 2010 abgeschlossen wurden,
wenn die Selbstberechnung nach dem 31. 12. 2010
oder der Antrag auf Einverleibung des Eigentumsrech-
tes nach dem 31. 3. 2011 erfolgt.

Die bisherigen Zeilengebühren für Abfragen aus
der Grundstücksdatenbank (je 850 angefangene Zei-
len € 10,–) wurden durch feste Gebühren ersetzt. Für
Abschriften aus dem Hauptbuch des Grundbuchs und
aus dessen Hilfsverzeichnissen ist für alle Abfragen,
die nach dem 30. 9. 2011 durchgeführt werden, eine
Gebühr von € 12,– zu entrichten. Diese sogenannten
„Flat-Rates“ sollen den Erläuternden Bemerkungen
zufolge mehr Klarheit für die Endnutzer schaffen, da
nach diesem System schon vor der Abfrage erkennbar
sei, welche Gebührenpflicht entstehen wird. Bei der
Zeilengebühr hingegen könne sich eine überraschend
hohe Gebühr bei umfangreichen Einlagezahlen erge-
ben. Neu angefügt wurde TP 9 lit e GGG, wonach bei-
spielsweise für Vollabfragen € 3,–, für Abfragen des A-,
B- oder C-Blattes einer Einlagezahl je abgefragtem
Blatt einer Einlagezahl € 1,60 und für Abfragen der Ur-
kundensammlung € 0,90 pro abgefragter Urkunde zu
entrichten ist. TP 9 lit d und e GGG treten mit
1. 10. 2011 in Kraft und sind auf alle Abfragen anzu-
wenden, die nach dem 30. 9. 2011 erfolgen. Mit dem
Inkrafttreten der Tarifpost 9 lit e GGG tritt die bis da-
hin anzuwendende Grundstücksdatenbankverordnung
2009 – GDBV 2009, BGBl II 2008/502, außer Kraft.

Auch die bisherigen Zeilengebühren bei Auszügen
aus dem Hauptbuch des Firmenbuchs (je 850 ange-
fangene Zeilen € 10,–) wurden durch feste Gebühren
(pro Auszug € 12,–) ersetzt. Des Weiteren wird in Ta-
rifpost 10 GGG der Punkt IV Firmenbuchabfragen
neu angefügt. Demnach sind beispielsweise für einen
Firmenbuchauszug € 3,– zu entrichten. Für Sammelab-
fragen ist zusätzlich zur Pauschalgebühr nach TP 10 IV
lit b GGG eine Eingabengebühr in der Höhe von
€ 909,– je Sammelabfrage einzuheben. Bisher waren
die Abfragegebühren in der Firmenbuchdatenbankver-
ordnung geregelt und werden mit der Novelle nun di-
rekt in das GGG aufgenommen. Da seit dem Inkraft-
treten der Firmenbuchdatenbankverordnung im Jahr
1999 keine Indexanpassung erfolgte, werden die Ge-
bührenbeträge entsprechend der Veränderung des
VPI 1996 indexiert (Steigerung 25,3%). Die neuen Ge-
bühren treten mit 1. 4. 2011 in Kraft und sind auf alle
Abfragen anzuwenden, die nach dem 31. 3. 2011 erfol-
gen. Mit deren Inkrafttreten tritt die bis dahin geltende
Firmenbuchdatenbankverordnung, BGBl II 1999/240,
außer Kraft.

Nach wie vor beträgt die Gebühr für eine Kopie
€ 1,–, für selbst angefertigte Kopien von Akten € 0,50

pro Seite. Festgehalten ist nun auch, dass ab 1. 1. 2011
für die Übermittlung einer elektronischen Datei € 1,–
zu verrechnen ist. Somit ist eine Datei einer Seite
gleichzuhalten (Tarifpost 15 GGG). Es gibt jedoch
keine Definition, was unter einer „Datei“ zu verstehen
ist und über deren Umfang. Aus den Erläuternden Be-
merkungen ergibt sich, dass für vomGericht auf Betrei-
ben einer Partei gescannte und gespeicherte Doku-
mente pro angefangener Seite € 1,– zu verrechnen sei.
Wenn die Partei selbst die elektronische Ablichtung
vornimmt, sei es mit Gerichtsgeräten oder mit eigenen
(etwa mobiles Scangerät, Video- oder Fotokamera bzw
einer solchen Funktion eines Handys oder Computers),
habe sie hiefür – entsprechend dem Überwachungsauf-
wand und den mit der Aktenbereitstellung verbunde-
nen Fixkosten – € 0,50 pro angefangener Seite zu ent-
richten.

Strafrechtsangelegenheiten

§ 3 Abs 3 des Strafrechtlichen Entschädigungsge-
setzes, wonach die Haftung des Bundes weder ausge-
schlossen noch gemindert werden kann, wenn die Haft
unter Verletzung von Art 5 EMRK oder des Bundes-
verfassungsgesetzes über den Schutz der persönlichen
Freiheit erfolgte, wurde aufgehoben. Der Anspruch
auf angemessene Entschädigung für die durch die Haft
erlittene Beeinträchtigung wurde limitiert. Wurden
bisher in der Rechtsprechung zu Art 5 EMRK pro
Tag ungerechtfertigter Haft € 100,– zugesprochen, so
wird dieser Anspruch nun in § 5 Abs 2 mit mindestens
€ 20,– und höchstens € 50,– pro Tag begrenzt. Diese
Änderungen traten mit 1. 1. 2011 in Kraft und sind an-
zuwenden, wenn der Entzug der persönlichen Freiheit
nach dem 31. 12. 2010 begonnen hat.

Die bedingte Strafnachsicht wird eingeschränkt.
Gemäß dem neuen § 43 Abs 1 StGB ist eine bedingte
Strafnachsicht nur mehr bei Freiheitsstrafen und nicht
bei Geldstrafen möglich. Weiters wird die Strafbarkeit
fahrlässiger Körperverletzungen gelockert. War bisher
eine fahrlässige Körperverletzung straflos, die keine
Gesundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit von
mehr als dreitägiger Dauer hervorgerufen hat, wurde
diese Frist mit 1. 1. 2011 auf 14 Tage hinaufgesetzt
(§ 88 Abs 2 StGB).

In einigen Angelegenheiten wurde die Zuständig-
keit von Senaten zu Einzelrichtern verlagert. Über
Beschwerden gegen Entscheidungen über die Kosten
des Strafverfahrens nach dem 18. Hauptstück und über
die Bestimmung der Gebühren der Sachverständigen
und Dolmetscher nach dem Gebührenanspruchsgesetz
entscheidet künftig der Einzelrichter des Landesge-
richtes (§ 31 Abs 5 StPO). Dem Einzelrichter am
Oberlandesgericht obliegen nach dem geänderten § 33
Abs 2 StPO ebenfalls oben genannte Entscheidungen

Wichtige Informationen
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sowie Beschwerden gegen Entscheidungen über den
Pauschalkostenbeitrag gem § 196 Abs 2 StPO. Diese
Regelungen in der neuen Fassung sind auf Verfahren
anzuwenden, die nach Inkrafttreten (mit 1. 1. 2011)
dem Gericht zur Entscheidung vorgelegt wurden.

Weiters wurde die Möglichkeit von protokollari-
schen Anbringen eingeschränkt. In § 84 Abs 2 StPO
entfällt nun die Möglichkeit, Rechtsmittel, Rechtsbe-
helfe und alle sonstigen Eingaben an die Kriminalpoli-
zei, die Staatsanwaltschaft oder das Gericht auch münd-
lich zu Protokoll zu geben. Auch die bisher in § 285
Abs 3 StPO vorgesehene protokollarische Anbrin-

gungsmöglichkeit entfällt. Diese Änderungen traten
mit 1. 1. 2011 in Kraft.

Neu ist der in § 196 Abs 2 StPO vorgesehene Pau-
schalkostenbeitrag von € 90,– für den Fall der Zu-
rück- oder Abweisung eines Fortsetzungsantrages.
Dieser ist auf Verfahren anzuwenden, in denen der
Fortführungsantrag nach Inkrafttreten (mit 1. 1. 2011)
bei der Staatsanwaltschaft eingebracht wurde.

Mag. Renate Thellmann
GS Mag. Silvia Tsorlinis

ÖRAK
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Finanzregulierung: das europäische Recht auf dem Prüfstand

19-21
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Luxemburg
6. Europäischer
Juristentag

Grundrechte

Informationsrecht in einem grenzüberschreitenden und europäischen Kontext

1. Eine Erneuerung der Rechtsquellen
2. Krisenmanagement und Finanzstabilität
3. Verstärkung des Investorenschutzes

1. Schutz personenbezogener Daten
2. Rechte der Beschuldigten
3. Drittwirkung der Grundrechte

1. Offener Zugang zu Informationen und Schutz legitimer Rechtsgüter: eine Quadratur des Kreises?
2. Nutzung von Informationen: universelle Nutzung oder Wirtschaftsgut?
3.  Welche Verantwortung für die Intermediäre? Welche Rolle für die öffentliche Verwaltung?
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Ministère de la Justice | Ministère des Finances

Cour de justice de l‘Union européenne | Barreau de Luxembourg
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www.rechtsanwaelte.at
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Die Internetseite des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages unter der Adresse www.rechtsanwael-
te.at wendet sich mit ihrem Informationsangebot an
den Rechtsrat suchenden Bürger (vor allem mit dem
laufend aktualisierten Rechtsanwaltsverzeichnis, dem
Rechtsanwaltlichen Journaldienst, Aktionen wie
„Check Dein Recht“, den Rechtsthemen und Informa-
tionsbroschüren), an Medienvertreter und insbesonde-
re an alle Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter in
Österreich. Die Anordnung der einzelnen Elemente
auf dem Bildschirm und die farblich unterstützte Auf-
bereitung der Menüstruktur soll es dem Besucher er-
möglichen, schnell die gewünschten Informationen
auffinden zu können. Die Ausrichtung an der WAI-
Konformität gewährleistet ein Höchstmaß an Barriere-
freiheit.

Startseite – Zahlenverweise siehe unten

Rechtsanwaltsverzeichnis (1)

Zentraler Bestandteil von www.rechtsanwaelte.at ist das
Rechtsanwaltsverzeichnis. Rechnung getragen wird
diesem Umstand dadurch, dass bereits auf der Startseite
(und auch auf allen Unterseiten) die Möglichkeit be-
steht, im Kasten auf der linken Bildschirmseite direkt
Abfragen aus dem Verzeichnis vorzunehmen. Die Su-
che kann über den Namen, Ort bzw Bundesland des
Kanzleisitzes, Fremdsprachenkenntnisse oder die be-
vorzugten Tätigkeitsgebiete vorgenommen werden.
Die ebenfalls verfügbare Erweiterte Suche ermöglicht
die Verknüpfung von verschiedenen Tätigkeitsgebieten
oder die Suche nach individuell angegebenen Spezial-
gebieten.

Ab sofort besteht für jeden Rechtsanwalt auch die
Möglichkeit, bestimmte unter seinem Namen gespei-
cherte Eintragungen im Rechtsanwaltsverzeichnis
selbst über den Login-Bereich (siehe dazu weiter un-
ten) zu warten.

Das Rechtsanwaltsverzeichnis kann auch mit einem
Mobiltelefon abgefragt werden. Der Zugang über
http://mobile.rechtsanwaelte.at bietet einen speziell
für Mobiltelefone optimierten Seitenaufbau.

Rechtsthemen (2)

Die Rechtsthemen sollen eine erste allgemeine Infor-
mation zu einem bestimmten Rechtsgebiet liefern. Sie
sind gegliedert in eine kurze Beschreibung des Rechts-
gebietes, Anführung eines praktischen Fallbeispiels,
Darstellung der Leistungen, die ein Rechtsanwalt für
einen Klienten erbringen kann, sowie die Hervorhe-
bung einzelner Punkte, die zu beachten sind, und Infor-
mationen, die der Klient dem Anwalt zur Verfügung
stellen sollte.

Auf der Startseite wird immer ein Rechtsgebiet be-
sonders hervorgehoben, die anderen können über die
Liste rechts daneben ausgewählt werden. Derzeit befin-
den sich dort Informationen zu 25 verschiedenen
Rechtsthemen (von Arbeitsrecht bis Verkehrsunfall).

Aktuelle Informationen (3)

In diesem Bereich der Internetseite befinden sich Infor-
mationen zu aktuellen Themen, derzeit zum Rechtsan-
waltlichen Journaldienst und zum Testaments- und Pa-
tientenverfügungsregister der österreichischen Rechts-
anwälte.

Weitere Informationen (4)

Bei einem Klick auf die entsprechenden Punkte gelangt
man direkt zur:
" Informationsbroschüre „Recht einfach“: Diese
bietet einen Überblick über das vielfältige Tätigkeits-
feld des Rechtsanwalts;

" Informationsbroschüre zum Rechtsanwaltsho-
norar: „Mein Recht ist kostbar“ beinhaltet eine
Übersicht mit Fallbeispielen zu verschiedenen Mög-
lichkeiten der Honorarvereinbarung und der Leis-
tungsverrechnung durch einen Rechtsanwalt;

" Rechtswörterbuch: Bietet eine Kurzinformation
bzw Definition verschiedenster rechtlicher Begriffe;

" Gesetzestexte: berufs- und standesrechtliche Vor-
schriften (ua RAO, EIRAG, DSt, RL-BA, RATG,
AHK) in aktueller Fassung;

" Downloads: R-Logo in verschiedenen Formaten,
„Justus – Der Rechts-Checker“ und Downloads für
die Medienvertreter;

" Linksammlung: Verweise zu anderen Internetsei-
ten, gegliedert in verschiedene Gruppen.
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Kundmachungen (5)

Bereits auf der Startseite farblich hervorgehoben sind
die Kundmachungen, die neue Richtlinien ebenso wie
Eintragungen bzw Verzichte von Rechtsanwälten, ge-
ordnet nach Bundesländern, beinhalten. Diese Veröf-
fentlichungen erfolgen seit der RAO-Novelle im
Herbst 2003 im Internet. Diese Form der Kundma-
chung bringt neben einer nicht unbeträchtlichen Kos-
tenersparnis auch den Vorteil der wesentlich größeren
Aktualität.

Struktur Hauptmenü (6)

Direkt über den blauen Balken oben auf der Startseite
sind die einzelnen Punkte des Hauptmenüs auswählbar:
" Österreichischer Rechtsanwaltskammertag: Or-
ganisationsaufbau und statistische Daten (Anzahl
der Rechtsanwälte, Verfahrenshilfe).

" Die Rechtsanwaltskammern: Informationen zu
den Rechtsanwaltskammern in den Bundesländern
und Weiterverlinkung zu den jeweiligen Internetsei-
ten.

" Der Rechtsanwalt: Hier findet der Besucher einen
Überblick zum Berufsbild, zur Ausbildung, zu den
verschiedenen Tätigkeitsbereichen, zu den Rechten
& Pflichten des Rechtsanwalts sowie zum Honorar.

" Check Dein Recht: Hier finden sich Informationen
über die Beratungspakete sowie die Liste jener
Rechtsanwälte, die sich bei dieser Aktion an den ein-
zelnen Checks (Patientenverfügungs-Check, Ehe-
und Partnerschafts-Check, Erbrechts-Check, Haus-
und Wohnungs-Check und Mietrechts-Check) be-
teiligen.

" Werbekampagne: Beschreibung der seit dem Jahr
2008 laufenden österreichweiten Werbekampagne,
Antworten auf Fragen dazu (FAQs) und Bereitstel-
lung der Bild- und Textsujets in verschiedenen Ver-
sionen.

" Presse: Sammlung der vom ÖRAK herausgegebe-
nen Presseaussendungen. Durch Abonnierung eines
RSS-Feeds auf dieser Seite können neue Presseaus-
sendungen automatisch empfangen werden.

" Stellungnahmen: Hier sind die vom ÖRAK sowohl
zu nationalen Gesetzesvorhaben wie auch auf Ebene
der EU abgegebenen Stellungnahmen (ebenfalls mit
RSS-Feed) abrufbar, ebenso wie der jährlich heraus-
gegebene Wahrnehmungsbericht zu Mängeln der
österreichischen Rechtspflege und Verwaltung.

" Anwaltsblatt: Alle ab Beginn des Jahres 1998 er-
schienenen Anwaltsblätter sind im pdf-Format abruf-
bar. Mit Hilfe einer Online-Suche können diese Aus-
gaben im Volltext durchsucht werden.

" Journaldienst/Service: Informationen zum Rechts-
anwaltlichen Journaldienst für festgenommene Be-
schuldigte (zu erreichen über die Hotline-Nummer

0800 376 386) und über weitere Serviceeinrichtun-
gen der Rechtsanwaltskammern in Österreich (zB
Schiedsgericht, Erste Anwaltliche Auskunft, Verfah-
renshilfe).

" Login-Bereich: Zentraler Bestandteil des Informa-
tionsangebotes für die Mitglieder der österrei-
chischen Rechtsanwaltskammern ist der geschützte
Login-Bereich, zu dem nur Rechtsanwälte, Rechts-
anwalts-Gesellschaften und Rechtsanwaltsanwärter
Zugang haben. Der Einstieg in diesen Bereich erfolgt
mit dem ADVM-Code und einem individuell zuge-
teilten Passwort. Sollten Sie Ihr Passwort nicht ken-
nen, kontaktieren Sie bitte den Österreichischen
Rechtsanwaltskammertag.

Login-Bereich von www.rechtsanwaelte.at

Folgende Services werden im Login-Bereich angebo-
ten:

NEU – Datenwartung

Ab sofort besteht für jeden Rechtsanwalt (und auch für
Rechtsanwalts-Gesellschaften) die Möglichkeit, be-
stimmte mit dem ADVM-Code verknüpfte Daten
selbst über den Login-Bereich zu warten.

Geändert werden können die Kontaktdaten, das sind
Telefon-, Telefax-, Mobiltelefonnummer sowie E-
Mail- und Internetadresse. Ebenso besteht die Mög-
lichkeit, dem Eintrag im Verzeichnis ein Foto (vom op-
tischen Inhalt her ähnlich wie ein Passfoto) durch
Hochladen hinzuzufügen. Die technischen Anforde-
rungen an das Foto (Dateiformat, Datei- und Bildgrö-
ße) werden direkt angegeben.

Österreichisches Anwaltsblatt 2011/02

www.rechtsanwaelte.at
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Änderung der Kontaktdaten im Rechtsanwaltsverzeichnis

Ebenso können die bevorzugten Tätigkeitsgebiete
sowie die Fremdsprachen geändert werden. Weiters
können die Bankverbindungen für den ERV (Forde-
rungs-/Gebühreneinzugskonto) sowie – falls vorhan-
den – die DVR-Nummer modifiziert werden.

Rechtsanwaltsanwärter können eine E-Mail-Adresse
angeben, an welche die Zustellung des Infom@il-
Newsletters erfolgen soll.

NEU – Pensionsberechnung Teil A

Unter dem Menüpunkt „Pensionsberechnung Teil A“
besteht die Möglichkeit, auf Grundlage der aktuell in
Geltung stehenden jeweiligen Basisaltersrente und un-
ter der Annahme, dass eine durchgehende Eintragung
bis zum Pensionsantritt gegeben ist, die sich aus dem
Teil A ergebende Rente individuell zu berechnen.
Ebenso kann festgestellt werden, welche Differenz sich
bei der Rente ergibt, wenn von der Möglichkeit der
vorzeitigen Inanspruchnahme der Altersrente (max
vier Jahre) Gebrauch gemacht wird. Ein etwaiger
Nachkauf von Versicherungsmonaten wird im Ergebnis
nicht berücksichtigt.

Beachten Sie bitte, dass diese automatisierte Web-
Berechnung nicht möglich ist, wenn Verlegungen des
Kanzleisitzes zu Eintragungen in verschiedenen
Rechtsanwaltskammern geführt haben. Ebenso ist eine
automatische Berechnung nur bis zur Vollendung des
65. Lebensjahres möglich.

Zusatzpension Teil B

Unter diesemMenüpunkt des Login-Bereiches können
für die Zusatzpension Teil B Kontonachrichten, Zah-

lungsbestätigungen sowie entsprechende Erläuterun-
gen hierzu heruntergeladen werden. Bei elektronischer
Einsicht (bis zu einem festgesetzten Termin) und
gleichzeitigem Verzicht auf eine postalische Zustellung
der Kontonachricht können die individuell anfallenden
Verwaltungskosten reduziert werden.

Zusatzpension Teil B

Testamentsregister der österreichischen
Rechtsanwälte

Im Testamentsregister der österreichischen Rechtsan-
wälte können Rechtsanwälte und Rechtsanwalts-Ge-
sellschaften Testamente, Kodizille, Vereinbarungen
nach § 14 Abs 5 WEG und Erbverzichte1) registrieren.
Nicht das Dokument selbst wird in der Datenbank re-
gistriert, sondern die Tatsache der Errichtung und Hin-
terlegung. Dadurch soll sichergestellt werden, dass im
Falle des Ablebens des Testators dessen letztwillige Ver-
fügung auch tatsächlich vomGerichtskommissär aufge-
funden wird.

Hauptmenü des Testamentsregisters

www.rechtsanwaelte.at
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1) Bei der Errichtung eines Erbverzichts in Form eines Notariatsaktes
wird in der Regel bereits vom Notar eine Registrierung im von der
Österreichischen Notariatskammer/ÖGIZIN GmbH geführten Zen-
tralen Testamentsregister (ZTR) vorgenommen, sodass eine noch-
malige Registrierung im Testamentsregister der österreichischen
Rechtsanwälte nicht unbedingt erforderlich ist.



54

Da die Anfragen von Gerichtskommissären jeweils
über die Person des Verstorbenen erfolgen, sind bei ei-
ner Vereinbarung nach 14 Abs 5 WEG ebenso wie bei
einem wechselseitigem Testament 2 Registrierung (je-
weils einmal für einen Partner) vorzunehmen, wobei
es zweckmäßig sein wird, im Anmerkungsfeld auf die
Wechselseitigkeit hinzuweisen.

Die Registrierung übernommener letztwilliger
Anordnungen in einem für Gerichtskommissäre
zugänglichen Register2) ist seit 3. Oktober 2006
(Kundmachung der Änderung des § 43 a RL-BA)
verpflichtend.

Patientenverfügungsregister der österreichischen
Rechtsanwälte

Ähnlich wie das Testamentsregister funktioniert auch
das Patientenverfügungsregister, in dem für Rechtsan-
wälte die Möglichkeit besteht, von ihnen errichtete Pa-
tientenverfügungen abzuspeichern. Dort kann im Re-
gister allerdings nicht nur die Tatsache der Errichtung
dokumentiert werden, sondern es besteht die Möglich-
keit, eine eingescannte Abbildung der Verfügung selbst
abzuspeichern. Damit wird abfragenden Krankenhäu-
sern die Gelegenheit geboten, direkt in den Inhalt einer
Patientenverfügung Einsicht zu nehmen, womit ein
möglicherweise entscheidender Zeitverlust bei der Su-
che nach der Verfügung vermieden werden kann.

Sollte der Patient/Klient seine Verfügung widerru-
fen, so ist im Register umgehend eine Löschung vorzu-
nehmen.

Die Neuregistrierung einer Verfügung im Testa-
ments- oder im Patientenverfügungsregister kostet
€ 18,– (zzgl USt). Die Auflistung registrierter Verfü-
gungen ist ebenso wie die Änderung, Löschung und
Umregistrierung kostenlos.

Ausführliche Bedienungsanleitungen zu beiden Re-
gistern finden Sie direkt über das Hauptmenü des Lo-
gin-Bereiches. Sollten technische Fragen bei der Be-
nutzung auftreten, dürfen wir auf die eingerichtete Ser-
vice-Hotline (siehe Bedienungsanleitungen) verweisen.

Firmen-Compass

Über den Firmen-Compass sind die im Firmenbuch
enthaltenen Informationen mit einer Aktualisierungs-
verzögerung von im Regelfall 12 Stunden verfügbar,
wobei das Datum des Firmenbuchstandes in der Kopf-
bzw Fußzeile angezeigt wird. Die Benutzung ist äußerst
komfortabel, da interne Verweisungen ein schnelles
Navigieren ermöglichen. Über das Firmenbuch-Lus-
trum können einzelne (bis zu 20) ausgewählte Firmen
„beobachtet“ werden und man erhält bei jeder Ände-
rung im Firmenbuch bei einer der ausgewählten Unter-
nehmen eine Benachrichtigung an eine anzugebende

E-Mail-Adresse. Im Paket Firmen-Compass ist auch
der Zugang zum Gewerbe- und zum Vereins-Compass
enthalten. Eine Übersicht über alle Funktionen, die der
Firmen-Compass bietet, finden Sie im Internen Be-
reich (5. – siehe unten).

Firmen-Compass

Für die Benutzung dieses von der RADOK GmbH
bereitgestellten Dienstes ist eine gesonderte Anmel-
dung erforderlich, wobei für den Bezug der Daten bis
zum Jahresende jeweils ein Pauschalbetrag zu entrich-
ten ist, der sich quartalsweise verringert (Jahresgebühr
€ 340,–; ab Beginn des 2./3./4. Quartals € 270,–/
€ 210,–/€ 130,–, jeweils zzgl USt). Eine gesonderte Ge-
bühr für den Abruf einzelner Firmeninformationen ist
nicht zu entrichten, bis zu 750 Abfragen pro Benutzer
und Monat sind möglich.

Eine besondere Erweiterung ist die Möglichkeit der
Anzeige von Firmen-Organigrammen, womit eine zeit-
sparende und übersichtliche Darstellung von Firmen-
verflechtungen möglich ist. Die originäre Bildschirm-
anzeige eines Organigrammes ist im Pauschalpreis ent-
halten, die Erstellung von Organigrammen im pdf-For-
mat ist hingegen im Pauschalgesamtpreis nicht
enthalten und wird gesondert in Rechnung gestellt (er
erfolgt hierbei vor Erstellung ein expliziter Hinweis).

NEU – Firmenregister Deutschland

Über dieses Portal kann auf Firmeninformationen aus
Deutschland zugegriffen werden. Eine Übersicht über
dieses System finden Sie im Internen Bereich (5. – siehe
unten). Die Kosten betragen € 10,– (zzgl USt) pro Mo-
nat. Kostenpflichtige Auszüge aus dem „Firmenregister
Deutschland“, auf die jeweils gesondert verwiesen wird,
werden zusätzlich mit einem Betrag von € 6,– (zzgl
USt) pro Auszug in Rechnung gestellt.
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2) Neben dem Testamentsregister der österreichischen Rechtsanwälte
existiert mit Stand Jänner 2011 noch das von der Österreichischen
Notariatskammer/ÖGIZIN GmbH geführte Zentrale Testamentsre-
gister (ZTR). Dort kostet die Registrierung einer Verfügung seit
dem 1. 1. 2010 € 22,– (zzgl USt).
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Firmenregister Deutschland

Kollektivverträge online

Das KVSystem ist Österreichs umfassendstes Informa-
tionssystem zumThema Kollektivverträge und eröffnet
allen Rechtsanwälten in Österreich die Möglichkeit,
beispielsweise auf Lohn- und Gehaltstabellen aus Kol-
lektivverträgen zuzugreifen. Über das KVSystem sind
mehr als 700 Kollektivverträge übersichtlich geordnet
in ihrer aktuellen Fassung abrufbar, zum Teil auch
mit historischen Fassungen der letzten 10 Jahre. Die
klar strukturierte Benutzeroberfläche ermöglicht eine
Suche nach Branchen, Gewerkschaften, Fachorganisa-
tionen, regional nach Bundesländern oder über Stich-
worte. Eine eigene Rubrik informiert über die letzten
Kollektivvertrags-Abschlüsse.

Abfrage KVSystem

Die Anmeldeformulare zum Firmen-Compass, zum
Firmenregister Deutschland und zum KVSystem kön-
nen über das Hauptmenü im Login-Bereich herunter-
geladen werden.

KSV-Unternehmensprofile

Informationen über die Bonität von Unternehmen
müssen manchmal umgehend verfügbar sein. Über
den Menüpunkt KSV-Unternehmensprofile haben Sie
die Möglichkeit Unternehmensprofile aus der Wirt-
schaftsdatenbank des Kreditschutzverbandes von 1870
abzurufen. Die Auskünfte beinhalten neben allgemei-
nen Informationen das KSV-Rating, die Zahlweise so-
wie die Beurteilung der finanziellen Situation. In der

KSV-Wirtschaftsdatenbank sind Daten zu rund
300.000 Unternehmen in Österreich verfügbar. Der
Abruf einer Firmeninformation kostet € 19,60 (zzgl
USt).

KSV-Unternehmensprofile

Um diesen vom KSV gemeinsam mit der RADOK
GmbH angebotenen Informationsdienst in Anspruch
nehmen zu können, ist eine einmalige unentgeltliche
Anmeldung erforderlich. Bei Interesse senden Sie bitte
ein E-Mail mit Ihrem R-Code und dem Betreff „KSV-
Unternehmensprofile“ an die Adresse office@radok.at.
Weitere Informationen zur Benutzung finden Sie über
das Hauptmenü im Login-Bereich.

Interner Bereich

Im Internen Bereich stehen Ihnen wichtige Informatio-
nen (im pdf-Format, zum Öffnen bzw Lesen benötigen
Sie den Adobe [Acrobat] Reader mindestens in der Ver-
sion 8.0 – dieses Programm können Sie kostenlos über
www.adobe.de beziehen), gegliedert in die Abschnitte
" Formulare, Bestellungen
" Gesetze, Erlässe
" Archivium, Anwaltsausweis, webERV, FinanzOnline,
ZMR

" Weitere Informationen
" Firmen-Compass, KVSystem, Firmenregister
Deutschland

" Versorgungseinrichtung, Betriebsunterbrechungs-,
Unfallversicherung

" Europa, International
" Nachrichten aus Brüssel
" Check Dein Recht
" E-Mail Newsletter
" Werbung und PR
" Umfrageergebnisse
" Newsletterarchiv
zur Verfügung. Stehen neue Dokumente im Inter-
nen Bereich, so erfolgt im Regelfall ein Hinweis im
Infom@il (siehe unten).
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OBDK-Entscheidungen

Hier finden Sie die Leitsätze der auch im Anwaltsblatt
veröffentlichten Entscheidungen der Obersten Beru-
fungs- und Disziplinarkommission beginnend ab dem
Jahr 1976. Die Abfrage kann über Schlüsselwörter,
den Jahrgang der Veröffentlichung im Anwaltsblatt
oder über eine Volltextsuche in den Leitsätzen vorge-
nommen werden und bietet somit höchste Funktionali-
tät, um sich über die Judikatur der OBDK zu informie-
ren. Die Datenbank wird laufend mit aktuellen Ent-
scheidungen erweitert.

Stichwortsuche in OBDK-Entscheidungen

Infom@il – Newsletter

Bis Ende des Jahres 2010 wurden insgesamt mehr als
240 Ausgaben des Newsletters, der den Mitgliedern
der österreichischen Rechtsanwaltskammern in kurzer

Form aktuelle Informationen liefert, versendet. Im
Internen Bereich finden Sie ein mit einer Suchfunk-
tion ausgestattetes Archiv aller bisher versendeten
Infom@ils.

Beim Empfang des Newsletters kann es vereinzelt zu
Problemen bei der HTML-Darstellung, die durch
Spamblocker, Virenschutzprogramme, etc hervorgeru-
fen werden, kommen. Sie haben die Möglichkeit auszu-
wählen, ob Sie die Zustellung im HTML-Format oder
im Text-Format wünschen. Wir empfehlen das
HTML-Format, dies kann aber, wie zuerst angeführt,
vereinzelt zu Problemen führen. Beim Aufruf über
das Newsletterarchiv erfolgt die Anzeige direkt im In-
ternetbrowser, sodass auch die HTML-Darstellung
keine Probleme hervorrufen sollte.

Unter dem Menüpunkt Newsletter haben Sie – ne-
ben der Auswahl HTML / Text – auch die Möglichkeit,
sich zum Bezug des Newsletters an- und abzumelden.
Der Newsletter verweist in der Regel auf Informatio-
nen, die im Internen Bereich (siehe oben) als pdf-Do-
kumente zur Verfügung stehen.

Umfragen

Durch eine Online-Umfrage besteht die Möglichkeit,
schnell und kostengünstig die Meinung innerhalb Stan-
des zu einem bestimmten Thema auszuloten. Im In-
fom@il wird auf neue Umfragen, die über www.rechts-
anwaelte.at durchgeführt werden, hingewiesen.

Passwort ändern

Wir empfehlen Ihnen sogleich nach dem ersten Login
mittels Ihres ADVM-Codes und des Ihnen bekanntge-
gebenen Passwortes, dieses zu ändern. Das Passwort
sollte stets vertraulich behandelt werden und aus Si-
cherheitsgründen in regelmäßigen Zeitabständen geän-
dert werden.

Österreichisches Anwaltsblatt 2011/02
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Hiermit bestelle ich (Preise netto in Euro)

Artikel Beschreibung
Preis

netto/Stk. Anzahl Gesamt

Gummiparagraphen

Haribo-Fruchtgummis in
Paragraphenform, bunte
Mischung, ein 8 g Minibeutel

100 Minibeutel im praktischen
Klarsicht-Kunststoffeimer

0,20

20,00

Ansteck-Pin ,,R ,, R-Logo ausgestanzt als
Ansteck-Pin, Ø: ca 15 mm 2,50

Lanyard (Trageschlaufe)

blau mit Aufdruck
www.rechtsanwaelte.at,
mit Karabiner, Länge: 45 cm
(ohne Karabiner)

1,50

Regenschirm

Golf- und Gästeschirm,
marineblau, Fiberglas, teflon-
beschichtet, mit Aufdruck,
Ø: 120 cm

25,00

Schlüsselanhänger blau mit Aufdruck, Pfeife mit
roter LED Leuchte 1,00

Schirmkappe
dunkelblau, vorne: R-Logo,
hinten: www.rechtsanwaelte.at,
verstellbare Größe

10,00

Post-It-Haftnotizblock
DIN A7, weiß, mit Aufdruck,
50 Blatt, Maße: 102 x 74,5 mm 1,75

Schreibblock
A4, weiß, mit Aufdruck,
50 Blatt, kopfgeleimt 2,00

Kugelschreiber blau, mit Aufdruck 0,75

Aufkleber Logo, Maße: 8 x 8 cm 1,00

Summe netto

+ 20% USt
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Retournieren Sie dieses Formular bitte an die RADOK GmbH unter der Fax-Nummer (01) 535 12 75-13.

Name bzw Firma

Straße Plz/Ort

Datum Unterschrift . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ....
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

...
...

.. An die Fax: 01/535 12 75-13
RADOK Gesellschaft für Organisation,
Dokumentation und Kommunikation
Gesellschaft m. b.H.
Tuchlauben 12
1010 Wien
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Inland

11. Februar GRAZ
ÖRAV-Seminar: Grundbuch I
RegR Jauk

14. Februar WIEN
ÖRAV-Seminar: Exekution I
RA Dr. H. P. Wachter, ADir. Dworak

15. Februar WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Lehrgang: Europarecht
Referententeam

16. Februar WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Baurechts-Tag 2011
Referententeam

17. Februar WIEN
Business Circle: Update & Spezialfragen für HV-
Praktiker
Die bewährte Gelegenheit, Zweifelsfragen vor der
nächsten HV zu klären
Notar Dr. Rupert Brix (fachlicher Leiter), Hon.-Prof.
Dr. Sonja Bydlinski, Prof. Dr. Reinhard Marsch-Barner

17. Februar WIEN
Business Circle: 6. Aufsichtsratsbriefing
Alle neuen rechtlichen Vorgaben auf den Punkt ge-
bracht
Referententeam

18. Februar WIEN
Business Circle: 6. Aufsichtsratsbriefing
Alle neuen rechtlichen Vorgaben auf den Punkt ge-
bracht
Univ.-Prof. DDr. Waldemar Jud (fachlicher Leiter), No-
tar Dr. Rupert Brix, RA Dr. Christoph Herbst, OStA
Mag. Georg Krakow, WP/StB Mag. Michael Nayer

23. Februar WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Umgründungen inkl Umgrün-
dungs-Vereinfachungsgesetz NEU
Referententeam

28. Februar WIEN
ÖRAV-Seminar: Exekution II
RA Dr. H. P. Wachter, Ri Dr. Schaumberger

1. März WIEN
ÖRAV-Seminar: Verfahren außer Streitsachen
RA Mag. H. Hohenberger, ADir. Tatzber

3. März WIEN
ÖRAV-Seminar: Einführung
RA Dr. E. Schön

3. bis 5. März WIEN
Europäische Präsidentenkonferenz – Wiener
Advokatengespräche
www.e-p-k.at

Österreichisches Anwaltsblatt 2011/02

Termine

4. März INNSBRUCK

GVÖ Gesellschaftsrechtliche Vereinigung Öster-
reichs, Jahrestagung 2011:
DieGmbH&CoKGnachOGH2 Ob 225/07 p –

eine Kapitalgesellschaft?
4. und 5. März WIEN

ICC Austria Internationale Handelskammer:
Vienna Arbitration Days 2011

8. März WIEN

ICC Austria Internationale Handelskammer:
Deutsches Recht

8. und 9. März WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Beendigung von Arbeitsverhält-
nissen
Referententeam

10. März WIEN

ICC Austria Internationale Handelskammer:
Die CHINA-Strategie

10. März WIEN

Europäisches Zentrum für Schadenersatz- und Ver-
sicherungsrecht: Schadenersatzrechtliche Judika-
tur 2010
Referententeam

14. und 15. März WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Kartellrecht 2011 – Neuerungen
Referententeam

17. bis 19. März SAALFELDEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Insolvenzrecht 2011
Referententeam

23. März WIEN

ÖRAV-Seminar: What,s news?
Referententeam

24. März WIEN

Business Circle: 6. Kapitalmarktrechtstagung 2011
Alle Neuerungen & Updates an einem Tag – aus ers-
ter Hand!
Zwölfköpfiges Referententeam, fachliche Leitung: Univ.-
Prof. Dr. Susanne Kalss, LL.M.

24. und 25. März ZELL AM SEE

Österreichische Gesellschaft für Arbeitsrecht und
Sozialrecht: 46. wissenschaftliche Tagung

28. März WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Finanzstrafrecht
Referententeam

5. April WIEN

ÖRAV-Seminar: Grundbuch II
RegR Jauk
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28. bis 30. April WIEN
European Centre of Tort and Insurance Law, Insti-
tute for European Tort Law:
10th Annual Conference on European Tort Law
(ACET)

29. April GRAZ
ÖRAV-Seminar: Grundbuch II
RegR Jauk

3. Mai WIEN
ÖRAV-Seminar: Insolvenzverfahren
Dr. T. Engelhart

9. Mai WIEN
ÖRAV-Seminar: Firmenbuch
Dr. Heliczer, ADir. Szöky

27. Mai GRAZ
ÖRAV-Seminar: Grundbuch III
RegR Jauk

10. November WIEN
Österreichischer Juristentag:
Festveranstaltung „200 Jahre ABGB“

Ausland

14. bis 16. Februar TRIER
Europäische Rechtsakademie (ERA): Europäischer
Rechtsschutz mit E-Learning-Kurs

17. und 18. Februar ZÜRICH
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Regional German Speaking Meeting: Soft Skills

27. Februar bis 4. März ST. MORITZ
Union Internationale des Avocats (UIA):
6th Winter Seminar: Shareholders, Agreements:
Transactional and Litigation Risks

11. und 12. März ATHEN
Union Internationale des Avocats (UIA):
World Forum of Mediation Centres

24. und 25. März TRIER
Europäische Rechtsakademie in Kooperation mit
dem Europäischen Justiziellen Fortbildungsnetz-
werk (EJTN), Rat der europäischen Anwaltschaften
(CCBE), Rat der Notariate der EU (CNUE):
Grenzüberschreitende Mediation mit Schwer-
punkt: eMediation

25. und 26. März LAUSANNE

International Association of Young Lawyers (AIJA):
Sports Arbitration Seminar

5. bis 9. April WASHINGTON, DC

American Bar Association (ABA): Spring Meeting
8. April KOPENHAGEN

Union Internationale des Avocats (UIA):
Current Hot Topics in International Arbitration

15. und 16. April PORTO

Union Internationale de Avocats (UIA):
The Business of Law und the Profession of Law

12. bis 14. Mai ISTANBUL

DACH Europäische Anwaltsvereinigung e. V.:
Güter- und Unterhaltsrecht bei gemischt natio-
nalen Familien

18. bis 21. Mai STOCKHOLM

International Association of Young Lawyers (AIJA):
2011 May Conference
Dual seminars:
For Sale! Current Issues Related to Forced
Divestitures
Cross-Examination of Witnesses

19. bis 21. Mai LUXEMBURG

6. Europäischer Juristentag
31. Mai bis 5. Juni BENIDORM

4th Edition of the EUROLAWYERS

Termine

Österreichisches Anwaltsblatt 2011/02

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten 70 ff.
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" § 12 a Abs 3 MRG:
Mietzinsanhebungsrecht bei gesellschaftsrechtlichen
Änderungen

1. In der jüngeren als gefestigt anzusehenden Rsp des
OGH wird nunmehr übereinstimmend die Ansicht
vertreten, dass ein Kippen der Mehrheitsverhält-
nisse den Machtwechsel zwar indiziert, die konkre-
ten Auswirkungen aber jeweils im Einzelfall zu prü-
fen sind. Ergibt eine solche Prüfung, dass trotz
Änderung der rechtlichen Verhältnisse keine wirt-
schaftliche Änderung eintritt, weil am Ende des Ver-
schmelzungsvorgangs unveränderte Machtverhält-
nisse stehen, ist kein Anhebungsrecht bewirkt.
2. Bloße rechtliche Änderungen, die mit keinen
wirtschaftlichen Änderungen verbunden sind,
rechtfertigen die Anhebung des Mietzinses nicht.
Sind dieselben natürlichen Personen mehrheitlich
an der ursprünglichen Mietergesellschaft und nun
(nach einem Verschmelzungsvorgang) an der neuen
Mietergesellschaft beteiligt, ist eine Änderung der
Einflussmöglichkeiten iSd § 12 a Abs 3 MRG und
damit ein Anhebungsrecht zu verneinen.
OGH 19. 1. 2010, 5 Ob 198/09 t, wobl 2010/126
(Vonkilch) = Zak 2010/231 = ecolex 2010/165 = EvBl
2010/85 = RdW 2010/295.

" §§ 33, 34, 35 PSG; § 215 AktG:
Widerruf der Privatstiftung durch den Stifter

Solange der Widerruf der Privatstiftung durch
den Stifter noch aufrecht ist, liegt keine relevante
Änderung der Verhältnisse vor, die eine Änderung
der Stiftungserklärung durch den Stiftungsvorstand
gemäß § 33 Abs 2 PSG zulässt. Das Fehlen einer
Kompetenz des Vorstands im Zusammenhang mit
dem Widerruf zeigt, dass der Gesetzgeber hier die
autonome Entscheidung des Stifters respektiert.
OGH 14. 1. 2010, 6 Ob 261/09 i, RdW 2010/299 =
GesRZ 2010, 230 = ZIK 2010/172 = ecolex 2010/
164 = Evbl 2010/74 = ZFS 2010, 62 = wbl 2010/158.

" §§ 30, 157, 161 UGB; § 139 KO; § 40 FBG:
Löschung einer Personengesellschaft

Befinden sich auf dem Konkurs-Anderkonto des
Masseverwalters nicht verteilte Restbeträge, so stel-
len diese kein Vermögen der Gesellschaft dar, wel-
ches einer Löschung der Gesellschaft entgegen-
steht. Sobald über diese Mittel ein rechtskräftig ge-
nehmigter Verteilungsentwurf des Masseverwalters
besteht, sind diese rechtlich bereits den Gläubigern
zuzurechnen.
OGH 9. 6. 2010, 6 Ob 88/10 z, ecolex 2010/434 (LS)
= NZ 2010/94.

" §§ 15, 18, 28 GmbHG; §§ 1002 ff, 1029 ABGB;
§§ 54 f UGB:
Zum „faktischen Geschäftsführer“

1. Die Kriterien eines „faktischen Geschäftsfüh-
rers“ sind nach herrschender Ansicht ua dann erfüllt,
wenn der bestellte Geschäftsführer in allen wesentli-
chen geschäftlichen Belangen keine eigenständigen
Entscheidungen treffen kann, sich nach denWeisun-
gen des faktischen Geschäftsführers zu richten hat
(zB Zahlungen teilweise auch ohne Wissen und Ein-
verständnis des Geschäftsführers erfolgen, der fakti-
sche Geschäftsführer den Geschäftspartnern gegen-
über als Geschäftsführer auftritt sowie die verhandel-
ten Verträge mit einem auf seine Geschäftsführungs-
befugnis hinweisenden Zusatz unterzeichnet).
2. Dem faktischen Geschäftsführer kommt keine
Befugnis zu, die GmbH im rechtsgeschäftlichen
Verkehr organschaftlich zu vertreten. Die Beur-
teilung seiner Vertretungsmacht hat ausschließlich
nach vollmachtsrechtlichen Grundsätzen zu erfol-
gen.
OGH 15. 9. 2010, 2 Ob 238/09 b, ecolex 2010/435.

" §§ 15, 102 GmbHG; §§ 15, 24 FBG:
Anfechtung eines gerichtlichen Auftrags zur Bestellung
eines Geschäftsführers

Ein gerichtlicher Auftrag zur Bestellung eines
Geschäftsführers ist mangels Beschwer nicht an-
fechtbar. Erst mit der zwangsweisen Durchsetzung
des Gerichtsauftrags wird in die Rechtssphäre des
Beteiligten eingegriffen und damit eine Anfechtbar-
keit ausgelöst.
OGH 1. 9. 2010, 6 Ob 141/10 v, ecolex 2010/436
(LS).

" § 252 Abs 1 StPO (§ 13 Abs 3, § 281 Abs 1 Z 3 und
4 StPO; Art 6 Abs 3 lit d MRK):
Vernehmung leitender Polizeibeamter über Beobach-
tungen Untergebener ist problematisch

Ein Polizeibeamter darf nur nach Maßgabe der von
§ 252 Abs 1 StPO genannten Ausnahmen als sog
Zeuge vomHörensagen anstelle observierender Beam-
ter über deren Beobachtungen vernommen werden.
OGH 8. 4. 2010, 13 Os 23/10 x = EvBl 2010/90.

" § 281 Abs 1 Z 5 StPO (§ 258 Abs 1 StPO):
Begründungsstandards für U im gerichtlichen Finanz-
strafverfahren

In der HV vorgeführte abgabenbehördliche Ermitt-
lungsergebnisse sind Beweismittel, auf die das erken-
nende Gericht gem § 258 Abs 1 StPO bei der UFäl-
lung Rücksicht zu nehmen hat. Trifft es diesen ggt
Feststellungen, muss es seine diesbzgl Überlegungen
mit den Gesetzen folgerichtigen Denkens und
grundlegenden Erfahrungssätzen entsprechender
Begründung darlegen.
OGH 8. 4. 2010, 13 Os 15/10w = EvBl 2010/91.
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" § 473 StPO (§ 470 Z 3 StPO) = EvBl-LS 2010/103:
Das Rechtsmittel der Berufung zielt auf eine
Entscheidung des BerG in der Sache

Sobald das BerG mit der Beweisaufnahme begonnen
hat, kommt eine kassatorische Entscheidung nicht
mehr in Betracht.
OGH 23. 3. 2010, 11 Os 48/09 g, 49/09 d.

" § 285 Abs 1 StPO (§ 281 Abs 1 Z 2 bis 5 a, § 285 a
Z 2 StPO):
Bezeichnungsobliegenheit durch exakte Angabe der
Fundstelle

Auch bei geringem Aktenumfang ist die Bezeichnung
der Fundstelle für die Geltendmachung einer Nich-
tigkeit nach § 281 Abs 1 Z 2 bis 5 a StPO keinesfalls
entbehrlich. Allerdings können die Anforderungen
hinsichtlich der Genauigkeit des unmittelbaren Hin-
weises niedriger sein. Unabhängig vom Umfang der
Akten muss stets die Aktenseite, auf der die argumen-
tative Basis der NB zu finden ist (wenn auch in be-
sonderen Ausnahmefällen nur konkludent, so doch),
exakt bezeichnet werden.
OGH 13. 4. 2010, 14 Os 30/10 h = EvBl 2010/100.

" § 293 Abs 2 StGB:
Grundrechtsschutz bei E des OGH in der Sache

§ 293 Abs 2 StGB ist auch verwirklicht, wenn der
Täter das Tatobjekt zur Durchsetzung eines ver-
meintlichen Anspruchs benützt. Aufgrund der
rechtsgutbezogenen Struktur als abstraktes Gefähr-
dungsdelikt kommt es nicht darauf an, dass sich das
manipulierte Beweismittel auf die in dem betreffen-
den Verfahren ergehende E auswirkt.
OGH 11. 3. 2010, 12 Os 123/09 v = EvBl 2010/101.

" Art 2 Abs 1 Auslieferungsvertrag zwischen Öster-
reich und den Vereinigten Staaten von Amerika
(§§ 1, 11 AHRG; § 1 StGB; Art 7 Abs 1 MRK) =
EvBl-LS 2010/112:
Mangelnde Strafbarkeit im Tatzeitpunkt steht Auslie-
ferung nicht entgegen

Nach Art 2 Abs 1 des Auslieferungsvertrags zwi-
schen Österreich und den Vereinigten Staaten von
Amerika, BGBl III 1999/216, muss gegenseitige
Strafbarkeit nur im Zeitpunkt der Entscheidung
der Auslieferung bestehen. Dass die Tat schon im
Tatzeitpunkt auch nach österr Recht strafbar war,
stellt keine Voraussetzung der Auslieferung dar.
OGH 8. 4. 2010, 12 Os 15/10 p.

" § 127 Abs 3 StPO (§ 281 Abs 1 Z 4, § 345 Abs 1 Z 5
StPO) = EvBl-LS 2010/113:
Beiziehung weiterer Sachverständiger nur bei Mängeln
von Befund und Gutachten

Ein weiterer Sachverständiger ist im Strafverfahren
nur beizuziehen, wenn das bereits vorliegende Gut-
achten mangelhaft iSd § 127 Abs 3 erster Satz StPO

ist und diese Bedenken durch nochmalige Befragung
des bestellten SV nicht behoben werden können. Ein
aus § 345 Abs 1 Z 5 StPO garantiertes Überprü-
fungsrecht hinsichtlich eines bereits durchgeführten
Sachverständigenbeweises hat der Beschwerdeführer
demnach nur dann, wenn er in der HVeinen in § 127
Abs 3 erster Satz StPO angeführten Mangel von Be-
fund oder Gutachten aufzeigt und das dort beschrie-
bene Verbesserungsverfahren erfolglos bleibt.
OGH 8. 4. 2010, 12 Os 18/10 d.

" § 281 Abs 1 Z 3 StPO (§ 215 Abs 6, § 221 Abs 2
StPO) = EvBl-LS 2010/114:
Fehlende Rechtswirksamkeit der Anklageschrift hin-
dert Fristbeginn für die Ladung zur HV

Die Rechtswirksamkeit der Anklage ist Vorausset-
zung für das Auslösen der Vorbereitungsfrist des
§ 221 Abs 2 erster Satz StPO.
OGH 13. 4. 2010, 14 Os 20/10 p.

" §§ 1295, 1313 a ABGB:
Unterlassen sofortiger chirurgischer Abklärung führt
zur Arzthaftung

Der Arzt hat im Rahmen des bei der Behandlung zu-
stande kommenden Vertrags für ausreichende Diag-
nostik, Aufklärung und Beratung nach dem aner-
kannten Stand der Erkenntnisse der Medizin zu sor-
gen. Sollte eine notwendige Aufklärung nicht oder
nicht ausreichend erfolgen, liegt darin eine fehler-
hafte Behandlung. Erkennt er, dass bestimmte ärztli-
cheMaßnahmen erforderlich sind, hat er den Patien-
ten auf die Notwendigkeit und die Risiken der Un-
terlassung derselben hinzuweisen. Die Belehrung
hat umso ausführlicher zu erfolgen, je klarer die
schädlichen Folgen für den Arzt sind und je dringli-
cher die Behandlung ist. Ansonsten kann der Patient
eventuell die Tragweite seiner Entscheidung nicht
durchschauen und es liegt ein dem Arzt anzulasten-
des Fehlverhalten vor.
In dem der E des OGH zugrunde liegenden Sachver-
halt wurde ein Patient während eines Wochenendes
mit starken Bauchschmerzen ins Krankenhaus einge-
liefert. Aufgrund fehlender medizinischer Geräte
und einer Unterbesetzung des ärztlichen Personals
wurde übersehen, dass eine Perforation des Darmes
in der Bauchhöhle erfolgt war. Eine dringend durch-
zuführende chirurgische Untersuchung des Patien-
ten wurde unterlassen. Daraus resultierten verschie-
dene komplizierte Operationen, die sich auch in ei-
nem künstlichen Darmausgang und der Öffnung
der Luftröhre niederschlugen. Dies hätte weitestge-
hend vermieden werden können, wenn der Patient
von Anfang an fachärztlich untersucht worden wäre.
Eine adäquate medizinische Versorgung des Betrof-
fenen war im Krankenhaus nicht möglich.
OGH 30. 6. 2010, 3 Ob 77/10 k, iFamZ 2010/235,
329.

Recht kurz & bündig
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" § 1295 ABGB; § 70 KO:
Abgelehnter Ersatzanspruch gegen RA wegen
(angeblich) missbräuchlichen Konkursantrags

Auf Antrag eines Gläubigers ist der Konkurs sofort
zu eröffnen, wenn er glaubhaft macht, dass er eine
– wenngleich nicht fällige – Konkursforderung hat
und der Schuldner zahlungsunfähig ist. Abzuweisen
ist der Antrag, wenn er offenbar unbegründet ist,
missbräuchlich gestellt wurde oder die behauptete
Glaubhaftmachung nicht erbracht wurde. Es muss
außerdem vermieden werden, dass aufgrund nicht
hinreichend geklärter Behauptungen der Konkurs
eröffnet werde.
In dem der E des OGH zugrunde liegenden Sachver-
halt wurde das Konkursverfahren rechtskräftig eröff-
net, obwohl sich der betroffene Schuldner (im ge-
genständlichen Verfahren der Kläger) auf nur vor-
übergehende Zahlungsstockung berief. Die An-
nahme der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners
durch den beklagten Rechtsanwalt, welcher den
Konkursantrag gestellt hatte, war aufgrund der ihm
zur Verfügung stehenden Indizien und Informatio-
nen über die Situation vertretbar und keinesfalls
missbräuchlich. Derartiges wäre dann anzunehmen,
wenn der Schuldner oder ein Dritter mit dem Kon-

kursantrag ungerechtfertigt unter Druck gesetzt oder
ein verfahrensfremder Zweck erreicht werden soll.
In der (ao) Revision wurde die Beurteilung des Be-
rufungsgerichts angegriffen, wonach der beklagte
Rechtsanwalt dem Prozessgegner seines Klienten
für die allfällige Verletzung von standesrechtlichen
Normen nicht einzustehen habe, weil er dem Pro-
zessgegner gegenüber (deliktisch) nur wie die eigene
Partei hafte: Damit gehe die implizite Verneinung
des Schutzgesetzcharakters des § 9 Abs 1 RAO und
der §§ 2 f der RL-BA einher. Nach Meinung des
OGH komme dieser Beurteilung für die Entschei-
dung keine Bedeutung zu: Der Kläger stützte die be-
hauptete Verletzung von Standesrecht auf bewusst
unwahre Behauptungen des Beklagten über ihre Ver-
mögensverhältnisse im angeblich rechtsmissbräuch-
lichen Konkursantrag. Jedoch stellte der Konkursan-
trag kein mit dem Standesansehen unvereinbares
Mittel zur Durchsetzung der Forderung dar. Außer-
dem könne nicht gesagt werden, dass der beklagte
Rechtsanwalt die Aussichtslosigkeit oder die inhaltli-
che Unrichtigkeit seines Antrages gekannt haben
müsste.
OGH 28. 7. 2010, 9 Ob 44/10 a, ecolex 2010/425.
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Freie Berufe in Österreich und ihre gesellschaftliche
Verantwortung*)
Von RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, Wien.

Ausgehend von der Geschichte der Freien Berufe geht der Autor im folgenden Beitrag dem Berufsbild und der
Definition der Freien Berufe nach und befasst sich mit der gesellschaftlichen Verantwortung der Freien Berufe
gerade auch angesichts der wirtschaftlichen Entwicklung und Kommerzialisierung des Wirtschaftslebens.

I. Einleitung
Um die gesellschaftliche Verantwortung der Freien Be-
rufe zu erkennen und behandeln zu können, ist es not-
wendig, sowohl in die Geschichte dieser Freien Berufe
einzugehen, sie zu definieren und ein Berufsbild zu
zeichnen als auch ihre Abgrenzung gegenüber anderen
Berufen zu versuchen. Es wird zu berücksichtigen sein,
dass die wirtschaftliche Entwicklung und Kommerziali-
sierung des Wirtschaftslebens nicht ohne Einfluss auf
die Freien Berufe sein kann, und es wird sich aus diesem
entstehenden Bild die gesellschaftsrechtliche Verant-
wortung, die die Freien Berufe haben, mehr oder weni-
ger zwanglos ergeben. Dies alles wäre durchaus auch ei-
ner vertieften Betrachtung wert, für die aber hier kein
Platz ist, so dass durchaus noch Freiraum für weitere
Arbeiten auf diesen Gebieten bleibt.

II. Geschichte
Die Konstituierung einer Bundeskonferenz der Kam-
mern der Freien Berufe Österreichs erfolgte am
15. 9. 1948. Unmittelbarer Anlass war der Versuch
der Kammern der Freien Berufe, Einfluss auf das Preis-
und Lohnabkommen von 1948 für ihre Mitglieder zu
nehmen, da die Bedürfnisse der Mitglieder der Freien
Berufe „von denen der gewerblichen und der Landwirt-
schaft wesentlich verschieden sind“.1) Diese Konstituie-
rung erfolgte unter der Teilnahme von Vertretern der
Apothekerkammer, der Ärztekammer, der Ingenieur-
kammer, der Notariatskammer, der Rechtsanwaltskam-
mer, der Kammer der Wirtschaftstreuhänder und des
Verbandes der österreichischen Patentanwälte. Später
sind dann noch Dentisten und Tierärzte dazugestoßen.

Es ging also um eine Vereinigung der verkammerten
Freien Berufe mit dem Zweck der Wahrung und För-
derung der gemeinsamen beruflichen und sonstigen In-
teressen der Angehörigen der Kammern der Freien Be-
rufe Österreichs.2) Im Laufe ihres mehr als 60-jährigen
Bestehens haben sich die Mitgliedschaften nur insofern
geändert, als an die Stelle der Österreichischen Dentis-
tenkammer die Österreichische Zahnärztekammer ge-
treten ist.3)

Im Jahre 1997 nahm die Bundeskonferenz der Freien
Berufe einen neuen Namen an. Seither tritt sie unter

der Bezeichnung Bundeskomitee der Freien Berufe
(BUKO) auf.

Im Laufe dieser Zeit sind eine Reihe von Aktivitäten
gesetzt worden, die zwar nicht immer zu einem Ergeb-
nis führten, aber doch dort, wo die Freiberuflerkam-
mern gemeinsame gleichgerichtete Interessen hatten,
zum Wohle ihrer Mitglieder wirkten.

Im Zuge der Einführung des Mehrwertsteuergeset-
zes ist es zB gelungen, für die Freien Berufe den be-
günstigten Umsatzsteuersatz durchzusetzen. Etwas,
was in der Zwischenzeit längst wieder verloren gegan-
gen ist.

Auch die verfassungsrechtliche Absicherung der Ver-
schwiegenheitspflicht der Mitglieder der Freien Berufe
ist nicht gelungen.

Der Versuch, eine gesonderte Gesellschaftsform für
Freie Berufe in Form eines Partnerschaftsgesetzes
durchzusetzen, scheiterte ebenso wie die Erarbeitung
eines gemeinsamen Gesetzesvorschlages zur interpro-
fessionellen Zusammenarbeit der Freien Berufe. Zu
unterschiedlich waren die Standpunkte der einzelnen
Mitgliedskammern.

Allen Beteiligten war aber von jeher klar, dass die
Bundeskonferenz nur dann als relevante gesellschaftli-
che Gruppe wahrgenommen wird, wenn sie in der Lage
ist, homogen aufzutreten.4) Das ist allerdings nur in
Teilbereichen gelungen und konnte infolge der doch
unterschiedlichen Ausrichtungen der Kammern auch
nur in Teilbereichen bewirkt werden.

Im Jahre 1989 etwa wurden der Bundeskonferenz im
Rahmen der Interessenvertretungen vom ORF Belang-
sendungszeiten zugemessen. Im Jahre 1994 wurde Prä-
sident Dr. Schuppich zumVorsitzenden der ORFHörer-
und Sehervertretung.

Im Jahre 1996 konnte die Einbeziehung der Freien
Berufe in das KMU-Förderungsgesetz erreicht werden.
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*) Bei dieser Abhandlung handelt es sich um den Beitrag des Autors für
die im Manz-Verlag erschienene Festschrift Klaus Woschnak, Wien
2010.

1) Kommuniqué der Bundeskonferenz v 15. 9. 1948.
2) § 1 Abs 1 der Statuten.
3) Die Österreichische Zahnärztekammer wurde per 1. 1. 2006 gegrün-

det.
4) Präsident Dr. Walter Schuppich, 1984.
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Es wurden Arbeitskreise eingesetzt, etwa der AK Eu-
ropa im Jahre 1996, der AK Gruppenkrankenversiche-
rung im Jahre 1999, der AK Mitarbeitervorsorgekasse
im Jahre 2002 und der AK Unfallversicherung im Jahre
2003.

Seit dem Beitritt zur EU entsendet das Bundeskomi-
tee einen Delegierten zum Europäischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss.5) Seit 2006 finden im zweijährigen
Abstand Europäische Tage der Freien Berufe statt, eine
Initiative, die maßgeblich auf Frau Dr. Sigmund zurück-
geht.

Im Verfassungskonvent war das Bundeskomitee
durch Prof. Dr. Raschauer vertreten, im Sozialministe-
rium hat das BUKO Sitz in der Kommission zur lang-
fristigen Pensionssicherung.

Noch im Jahre 1996 wurde ein Partnerschaftsvertrag
mit dem Bund Freier Berufe (Deutschland) abgeschlos-
sen, 2009 mit dem rumänischen Verband der Freien
Berufe. Ein Partnerschaftsabkommen mit dem portu-
giesischen Verband der Freien Berufe ist in Vorberei-
tung.

2009 trat das BUKO demDachverband der Europäi-
schen Wohlfahrtseinrichtungen bei.

Schließlich wurden Stellungnahmen zu Gesetzesvor-
haben, die für alle Mitgliedskammern relevant waren,
abgegeben.

Diese doch recht stattliche Zahl von Initiativen wird
mit minimalem Aufwand unter der Leitung eines Ge-
neralsekretärs mit einem weiteren teilzeitbeschäftigten
Angestellten geleistet. Wie sparsam im Bundeskomitee
gewirtschaftet wird, kann daran ermessen werden, dass
das Budget bei etwa € 100.000,– liegt und durch
20 Jahre etwa gleich geblieben ist.

III. Die Definition der Freien Berufe
Die Idee eines Zusammenschlusses der Freien Berufe
hat sich europaweit durchgesetzt, und auch eine euro-
päische Dachorganisation der Freien Berufe hat sich
gebildet (CEPLIS, Conseil Européen des Professions
liberales, European Council of the Liberal Professions,
Europäischer Rat der Freien Berufe). Der Unterschied
liegt darin, dass die Begriffsbestimmung der Freien Be-
rufe nicht einheitlich ist. Werden in Österreich nur die
Mitglieder der sog verkammerten Freien Berufe als
Freiberufler verstanden, zieht der Bund Freier Berufe
Deutschlands einen viel weiteren Kreis und umfasst
insb auch die freien kulturellen Berufe, während der
Europäische Rat der Freien Berufe praktisch jede per-
sönliche Dienstleistung als Freien Beruf zulässt. Das
muss zu unterschiedlichen Interessen und Auffassun-
gen führen und tut es auch. Diese beträchtliche Inho-
mogenität war auch mit ein Grund, warum das Bundes-
komitee nicht Mitglied der CEPLIS geblieben ist.

Wird zur Definition der Freien Berufe allerdings
eine dazu notwendige höhere Abstraktionsebene er-
reicht, treten diese Unterschiede wieder in den Hinter-
grund und die Definitionen sind recht ähnlich.

So definierte der EuGH den Freien Beruf in einem
seiner Urteile6) wie folgt:

„Freie Berufe sind Tätigkeiten, die ausgesprochen
intellektuellen Charakter haben, eine hohe Qualifika-
tion verlangen und gewöhnlich einer genauen und
strengen berufsständischen Regelung unterliegen. Bei
der Ausübung einer solchen Tätigkeit hat das persönli-
che Element besondere Bedeutung und diese Ausübung
setzt auf jeden Fall eine große Selbständigkeit bei der
Vornahme der beruflichen Handlungen voraus.“

In der RL über die Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen7) findet sich folgende Definition:

„Diese Richtlinie betrifft auch Freie Berufe, soweit
sie reglementiert sind, die gemäß den Bestimmungen
dieser Richtlinie auf der Grundlage einschlägiger Be-
rufsqualifikationen persönlich in verantwortungsbe-
wusster Weise und fachlich unabhängig von Personen
ausgeübt werden, die für ihre Kunden und die Allge-
meinheit geistige und planerische Dienstleistungen er-
bringen. Die Ausübung der Berufe unterliegt mögli-
cherweise in den Mitgliedstaaten in Übereinstimmung
mit den vertragsspezifischen gesetzlichen Beschrän-
kungen nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechtes
und des in diesem Rahmen von der jeweiligen Berufs-
vertretung autonom gesetzten Rechts, dass die Profes-
sionalität, die Dienstleistungsqualität und die Vertrau-
lichkeit der Beziehungen zu den Kunden gewährleistet
und fortentwickelt.“

Beim Europäischen Rat der Freien Berufe (CEPLIS)
wird folgende Definition verwendet:

Statutes of CEPLIS (Article 5):
„The liberal professions covered by these articles of

association are those defined hereafter:
1 – The persons practising a liberal profession are

characterised by the provision of services of intellectual
nature, considering their particular professional qualifi-
cation, in their name and liability and in total indepen-
dence within the scope of their activities, in the interest
of their principals, clients and patients and of the com-
munity. The practice of their profession is subjected to
the obligations of its code of ethics, in conformance
with national legislation, or with the status defined in
total autonomy by the organisations concerned, the
purpose of said status being to warrant and develop pro-
fessionalism, quality and relationship with the principal,
client or patient.

Österreichisches Anwaltsblatt 2011/02

Abhandlung

5) Dr. Anne-Marie Sigmund, die 2004 – 2006 Präsidentin des EWSA
war.

6) C-267/99 Slg 2001, I-07467.
7) RL 2005/36/EG.

Freie Berufe in Österreich und ihre gesellschaftliche Verantwortung
Autor: RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, Wien



65

2 – These professions may be practised individually
or within ventures.

3 – The liberal professions concerned are those sus-
ceptible to establish with the communitary bodies offi-
cial and ongoing relations.“

Der Bundesverband der Freien Berufe (BFB) defi-
niert die Freien Berufe wie folgt:8)

„Angehörige Freier Berufe erbringen aufgrund be-
sonderer beruflicher Qualifikation persönlich, eigen-
verantwortlich und fachlich unabhängig, geistig ideelle
Leistungen in einem gemeinsamen Interesse ihrer Auf-
traggeber und der Allgemeinheit. Ihre Berufsausübung
unterliegt in der Regel spezifischen berufsrechtlichen
Bindungen nach Maßgabe der staatlichen Gesetzge-
bung oder des von der jeweiligen Berufsvertretung au-
tonom gesetzten Rechtes, welches die Professionalität,
Qualität und das zum Auftraggeber bestehende Ver-
trauensverhältnis gewährleistet und fortentwickelt.“

Das Bundeskomitee hat zuletzt einvernehmlich die
folgende Definition beschlossen:9) „Angehörige Freier
Berufe erbringen aufgrund besonderer Qualifikation
persönlich, eigenverantwortlich und fachlich unabhän-
gig geistige Leistungen im Interesse ihrer Auftraggeber
und der Allgemeinheit. Ihre Berufsausübung unterliegt
spezifischen berufs- und standesrechtlichen Bedingun-
gen nach Maßgabe der staatlichen Gesetzgebung und
des von der jeweiligen Berufsvertretung autonom ge-
setzten Rechtes, welche Professionalität, Qualität und
das zum Auftraggeber bestehende besondere Vertrau-
ensverhältnis gewährleisten und fortentwickeln.“

Die Freien Berufe stehen für Rechtsstaatlichkeit,
Bürgernähe, hohe Gesundheits- und Qualitätsstan-
dards und Verbraucherschutz. Sie spielen als wichtiger
Teil der Zivilgesellschaft, als Mittler zwischen Bürger
und Staat, als Meinungsbildner und Dienstgeber eine
bedeutsame gesellschaftspolitische Rolle.

Betrachtet man diese Definitionen, so werden zTmit
unterschiedlichen Begriffen die folgenden wesentli-
chen Merkmale herausgearbeitet:
" die berufliche Qualifikation,
" die persönliche Leistungserbringung,
" die fachliche Unabhängigkeit,
" die Vertraulichkeit (Verschwiegenheit).

Dort, wo es sich, um in europäischen Begriffen zu
sprechen, um reglementierte Freie Berufe handelt, geht
es
" um Handeln in Übereinstimmung mit gesetzlichen
oder durch die Berufsvertretung (Kammern) gesetz-
ten Regeln, die diese genannten tragenden Eigen-
schaften des Freien Berufes näher gestalten und
den Forderungen der Zeit anpassen.
Es geht aber auch in allen Fällen

" um geistige Leistungen, die im Interesse der Allge-
meinheit erbracht werden und die von großer Bedeu-
tung für den Leistungsempfänger (Konsumenten)
sind, deren intellektueller Charakter eine unmittel-

bare Vermittlung der Qualität der Leistung von
vornherein kaum ermöglicht. Diese Qualität der
Leistung kann nur durch das hohe Qualifikationsni-
veau des Leistungserbringers, das vor Zulassung zum
Beruf zu überprüfen ist, und durch lebenslange Fort-
bildung erreicht und aufrechterhalten werden.
Vorschriften, die darauf abzielen, mögen wettbe-

werbsbeschränkend sein, ihre Rechtfertigung finden
sie im übergeordneten Interesse des Leistungsempfän-
gers.

Andererseits ist es erforderlich, dass sich das Mitglied
des Freien Berufs mit diesem identifiziert und sein Be-
rufsleben nach den geforderten besonderen Eigen-
schaften des Freien Berufs ausrichtet. Der Berufsträger
braucht Berufsethos.

Aus all dem ergibt sich mehr oder weniger zwanglos
ein Leitbild für den Freien Beruf.

Es ist geprägt
" von Gemeinwohlbezug und Berufsethos,
" von Eigenverantwortung und Unabhängigkeit,
" von Kompetenz und Vertrauen.

Die Selbstverwaltung durch unabhängige Kammern
sichert das Interesse des Leistungsempfängers in dessen
Grundbedürfnissen auf Sicherheit, Gesundheit und
Recht.

IV. Abgrenzung zu gewerblichen
Berufen

Schon das Einführungspatent zur GewO aus dem Jahre
185910) nahm bestimmte Berufe von seiner Anwendung
aus. Diese Berufe fielen damit schon damals nicht unter
die gewerblichen Betriebsamkeiten, die mit der GewO
geregelt und erleichtert werden sollten, sondern wur-
den schon damals als etwas grundsätzlich anderes gese-
hen. Diese Berufe sollten weiterhin „geregelte Berufe“
bleiben. So wurden zB Advokaten bis zum Jahre 1869
vom Justizminister ernannt. Erst als der Kaiser nach
dem Verlust des Kampfes um die Vorherrschaft in
Deutschland im Jahre 1866 und liberalen Bestrebungen
nachgeben musste, wurden die Kammern, die dann
nicht mehr staatlichen Weisungen, sondern nur staatli-
cher Aufsicht unterlagen mit den Regulierungsaufga-
ben betraut, die bis heute der wesentliche Unterschied
zwischen den rein interessenvertretenden Kammern
und den Kammern der Freien Berufe sind.

Dadurch tritt an die Stelle der staatlichen Regulie-
rung unter dem unmittelbaren Zugriff des Landesherrn
iS des liberalen Gedankenguts die Selbstverwaltung.

Diese sichert einerseits vor staatlichem Zugriff und
schafft den notwendigen Freiraum für die Berufsaus-
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8) Definition des Beschlusses der BFB-Mitgliederversammlung 1995.
9) Beschluss in der erweiterten Präsidialsitzung am 21. 2. 1996.

10) Kaiserliches Patent v 20. 12. 1859 RGBl 1859, 227.
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übung, stellt aber andererseits die Gemeinwohlver-
pflichtung des Freiberuflers unter die Kontrolle des Be-
rufsrechts, die an die Stelle der landesherrlichen Kon-
trolle tritt. Es ist daher auch die Auffassung unzutref-
fend, die Freien Berufe seien anders als die gewerbliche
Tätigkeit auch nach 1859 in ihrer zünftischen Organi-
sation verhaftet geblieben. Die Freien Berufe waren nie
zünftisch organisiert, sie leiten sich vielmehr von den
Freien Künsten ab,11) die durch mannigfache Ordnun-
gen des Landesherrn reguliert waren.12)

Advokaten und Notare, Ingenieure, Architekten und
Geometer, die Ausübung der Heilkunde, das Apothe-
kerwesen und das Veterinärwesen13) waren von Anfang
an keine gewerblichen Berufe. Später kamen die Steu-
erberater, Wirtschaftsprüfer und Patentanwälte, deren
Berufe sich erst später herausgebildet haben, dazu.14)
Die Kammer der Wirtschaftstreuhänder wurde 1947
gegründet.

Steuerliche Erwägungen, die erst später im Rahmen
der Geld- und des Gewerbesteuerrechtes zum Tragen
kamen, spielten dagegen keine Rolle.

Die obigen Ausführungen zur Definition, insb aber
zum Leitbild zeigen auch heute noch auf, dass jedenfalls
die verkammerten Freien Berufe, wie sie Österreich
kennt, ein Aliud zur gewerblichen Tätigkeit darstellen.

V. Die Kommerzialisierung der
Freien Berufe

Andererseits lässt sich nicht verschweigen, dass auch in
den Freien Berufen in den letzten Jahrzehnten eine
nicht unbeträchtliche Kommerzialisierung eingetreten
ist.

Der Freie Beruf wird weithin nicht mehr nur selb-
ständig, sondern auch in unselbständiger Erwerbstätig-
keit ausgeübt.

Werbeschranken sind allenthalben gefallen, und die
freiberufliche Tätigkeit wird nicht mehr nur in der Ein-
zelpraxis, sondern auch aus verschiedenen Gesell-
schaftsformen heraus erbracht.

Insgesamt versteht sich auch der Freiberufler heute
als Unternehmer, wenn auch als besonderer Unterneh-
mer, dessen Gemeinwohlorientierung Beschränkungen
privatwirtschaftlichen Handelns zum Schutz des Auf-
traggebers erfordert und eine Ertragsoptimierung aus-
schließt.

Im Gegenzug bedarf der Freiberufler daher eines ge-
wissen Schutzes durch den Gesetzgeber, um seine Auf-
gaben erfüllen zu können.

Zunächst sei dazu festgehalten, dass die zentralen Ei-
genschaften des Freien Berufs unabhängig von der Stel-
lung des Ausübenden zu sehen sind. Letztlich ist es im-
mer der Freiberufler als physische Person, der die Leis-
tung verantwortlich erbringt, mag sie auch durch
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Dienstverhältnis oder Gesellschaftsvertrag mediatisiert
sein.

Berufsethos kann nur eine physische Person haben,
Berufsrecht verantwortet ebenfalls die Person und
nicht die Gesellschaft.

Ganz ähnlich verhält es sich mit Werbung. Der
Grund, warum die Freien Berufe seinerzeit nicht wer-
ben durften, lag wohl darin, dass man befürchtete,Wer-
bung würde dazu führen, dass nicht mehr die Qualität
der Leistung selbst, sondern ihr (gegebenenfalls un-
richtiges) Bild zählt, das in die Öffentlichkeit getragen
wird. In einer Zeit, in der Marketing und Werbung
für jeden im wirtschaftlichen Verkehr Tätigen unver-
zichtbar ist, um überhaupt daran teilnehmen zu kön-
nen, hat sich das wohl auch als Irrtum herausgestellt.
Beides ist unverzichtbar – Werbung und Qualität der
Leistung.

VI. Zusammenfassung
Ich wollte mit diesen Ausführungen aufzeigen, dass die
Freien Berufe – bei allem Unterschied im Einzelnen –

gemeinsamen Grundsätzen verpflichtet sind, die für je-
den Freien Beruf von grundsätzlicher Bedeutung sind.
Wird einer dieser Grundsätze geschwächt, schwächt
dies die Freien Berufe insgesamt. Insoweit trägt jeder
Freie Beruf auch Verantwortung für alle anderen und
wird daher gegebenenfalls auch für die Aufrechterhal-
tung dieser Grundsätze kämpfen müssen. Dabei ist es
aber wohlverstanden, dass die jeweiligen Ausformun-
gen dieser Grundsätze bei jedem Freien Beruf zu be-
stimmten berufsbedingten Sonderformen führen kön-
nen. Hier wird daher mit besonderer Vorsicht vorzuge-
hen sein. Die wirtschaftliche Entwicklung wird eben-
falls nicht außer Acht gelassen werden können, der
Kern der Grundsätze wird durch Änderungen, die sich
aus einer wirtschaftlichen Entwicklung ergeben, nicht
berührt werden dürfen. Insgesamt bedeutet dies, dass
das Bundeskomitee der Freien Berufe tatsächlich die
Plattform sein kann, in der diese gemeinschaftliche
Verantwortung wahrgenommen wird, indem dort dis-
kutiert und abgestimmt wird. Schließlich hat das
BUKO eine gemeinsame Aufgabe und Verantwortung,
wo es tatsächlich um gleichgerichtete Interessen der
Mitglieder geht.

11) Prof. Dr. Martin Henssler, Die Kommerzialisierung der Freien Berufe,
Europatag der freien Verbände, 18. 9. 2007.

12) Siehe etwa die Vorschriften für Rechtsanwälte, Mediziner und Apo-
theker im Codex Austriacus.

13) Näheres dazu: Mayrhofer, Handbuch für den politischen Verwal-
tungsdienst in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Län-
dern Band 6 (1895 – 1913) 803 f.

14) Verordnung der Ministerien des Handels und des Inneren v 15. 9.
1898 RGBl 1898, 161 betreffend die berufsmäßige Vertretung von
Parteien in Patentangelegenheiten durch Patentanwälte und autori-
sierte Privattechniker, Mayrhofer, aaO 1251 f.
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Freier Verkehr öffentlicher Urkunden

Im Dezember 2010 hat die Europäische Kommission
ein Grünbuch zum freien Verkehr öffentlicher Ur-

kunden und zur Anerkennung der Rechtswirkungen
von Personenstandsurkunden1) vorgelegt. Das Grün-
buch ist Grundlage einer gleichzeitig eingeleiteten,
bis 30. 4. 2011 laufenden öffentlichen Konsultation,2)
deren Ergebnisse einfließen sollen in zwei für 2013 ge-
plante Gesetzesinitiativen der Kommission zum freien
Verkehr von Urkunden durch Aufhebung der öffentli-
chen Beglaubigung einerseits und zur Anerkennung
der Rechtswirkungen bestimmter Personenstandsur-
kunden in allen Mitgliedstaaten andererseits.

Im Grünbuch analysiert die Kommission die aktuelle
Situation und bedauert, dass jene Unionsbürger, die ei-
nen Rechtsanspruch in einem Mitgliedstaat geltend
machen oder den Staatsbürger eines anderen Mit-
gliedstaats heiraten möchten, nach wie vor mit nerven-
aufreibenden Hindernissen konfrontiert sind bei der
Anerkennung von öffentlichen Urkunden und der
Rechtswirkungen von Zivilstandsdokumenten. Die
Kommission will dem Abhilfe leisten und den Verwal-
tungsaufwand für Unionsbürger drastisch reduzieren.
Sie schlägt aus diesem Grund vor, sämtliche öffentli-
chen Urkunden von der Legalisation und der Apostille
zu befreien, den Bürgern zusätzlich zu den nationalen
Personenstandsurkunden der Mitgliedstaaten eine Eu-
ropäische Personenstandsurkunde zur Verfügung zu
stellen und die Anerkennung der Rechtswirkungen na-
tionaler Personenstandsurkunden durch die Mitglied-
staaten zu gewährleisten.

Der freie Verkehr öffentlicher Urkunden soll in der
Praxis bewirken, dass eine von der Behörde eines ande-
ren Mitgliedstaats ausgestellte öffentliche Urkunde
ohne weitere Förmlichkeiten im Original vorgelegt
werden könnte, so als befände sich der betreffende Bür-
ger im Ausstellungsmitgliedstaat. Unklar bleibt in die-
sem Zusammenhang allerdings, was die Kommission
unter einer öffentlichen Urkunde genau versteht: Wäh-
rend die englischsprachige Version des Grünbuchs fest-
hält, dass eine öffentliche Urkunde von einer „Member
State authority“ erstellt wird, umfassen öffentliche Ur-
kunden dem Grünbuch auf Deutsch zufolge alle amtli-
chen Schriftstücke, die in einem Mitgliedstaat von ei-
nem Amtsträger angefertigt werden, und nach dem
französischsprachigen Text jene, die von einer „autorité
publique“ – einer öffentlichen Stelle – ausgestellt wur-
den. Der ÖRAK wird möglicherweise sicherstellen
müssen, dass jedenfalls auch Urkunden, die von Rechts-
anwälten gem § 10 Abs 4 RAO erstellt werden, in den
freien Urkundenverkehr einbezogen werden.

Nach Vorstellung der Kommission soll der Verzicht
auf die Verwaltungsformalitäten zur Bestätigung der

Echtheit der öffentlichen Urkunde durch eine ver-
stärkte Zusammenarbeit nationaler Behörden beim
Austausch von relevanten Informationen kompensiert
werden. Beispielsweise könnte die Zusammenarbeit
weiter ausgebaut werden, die derzeit zwischen den
Standesämtern einiger Mitgliedstaaten, darunter
Österreich, auf informeller Basis sowie auf Basis der
Übereinkommen der Internationalen Kommission für
das Zivilstandswesen (CIEC)3) besteht. Im Wege eines
Informationsaustausches könnte auch das Personen-
standsregister im Herkunftsmitgliedstaat unterrichtet
werden, wenn für einen Bürger dieses Staats in einem
anderen Mitgliedstaat eine Urkunde ausgefertigt wird.
Schließlich denkt die Kommission an die Schaffung ei-
ner zentralen Meldestelle, die alle den Personenstand
betreffenden Ereignisse erfasst, die in anderen Mit-
gliedstaaten als imHerkunftsmitgliedstaat des Betroffe-
nen eingetreten sind.4)

Eine vielen leidgeprüften Unionsbürgern ebenso
willkommene wie für die Mitgliedstaaten leicht umzu-
setzende Maßnahme bestünde außerdem darin, für
die gängigsten öffentlichen Urkunden unverbindlich
mehrsprachige Vordrucke zur Verfügung zu stellen,
womit eine Übersetzung im Bestimmungsstaat ent-
behrlich würde. Die in Erwägung gezogene Europäi-
sche Personenstandsurkunde würde darüber hinaus
ähnlich wie das geplante Europäische Nachlasszeugnis
Format und Urkundsvermerke vereinheitlichen und
den Bürgern weitere Unannehmlichkeiten etwa wegen
unbekannter Vermerke auf ausländischen Urkunden
ersparen. Die Europäische Personenstandsurkunde soll
nicht verbindlich sein, sondern als Option zur Verfü-
gung gestellt werden, wobei der Bürger nach wie vor
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1) KOM (2010) 747/3 vom 14. 12. 2010: http://ec.europa.eu/justice/
policies/civil/docs/com_2010_747_de.pdf

2) http://ec.europa.eu/justice/news/consulting_public/news_
consulting_0008%5fen.htm

3) Vgl Übereinkommen Nr 3, Nr 8 und Nr 26. Beurteilt ein Standesbe-
amter eine Eheschließung, so teilt er dies nach dem Übereinkommen
Nr 3 dem Standesamt am Geburtsort jedes Ehegatten auf einem
Vorabdruck mit. Dieses Übereinkommen ist in elf Vertragsstaaten
in Kraft, darunter zehn EU-Mitgliedstaaten: Belgien, Deutschland,
Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Polen, Por-
tugal und Spanien.

4) Nach Ansicht der Kommission könnten elektronische Hilfsmittel die
Realisierung dieser Vorhaben maßgeblich erleichtern. Eine besondere
Rolle soll das Binnenmarktinformationssystem IMI spielen, das der-
zeit von den mitgliedstaatlichen Behörden, darunter auch den
Rechtsanwaltskammern, für den Austausch von Informationen über
Berufsqualifikationen und Dienstleistungen genutzt wird. Gleichzei-
tig soll das Web-Portal „Your Europe“ zu einer benutzerfreundlichen
Anlaufstelle für Informationen über die Rechte von Bürgern und Un-
ternehmen in der Union ausgebaut werden.
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die Ausstellung nationaler Personenstandsurkunden
beantragen könnte.

Die Möglichkeiten der Kommission, die Anerken-
nung der Rechtswirkungen von Zivilstandsdokumenten
in den Mitgliedstaaten zu gewährleisten, sind ange-
sichts der fehlenden Kompetenz zur materiellen
Rechtsetzung im Familienrecht beschränkt. Die Kom-
mission stellt jedoch drei Wege in Aussicht, die sie den-
noch zum Ziel führen würden: die effizientere Zusam-
menarbeit nationaler Behörden bei der Lösungsfin-
dung in Bezug auf die Rechtswirkungen von Personen-
standsdokumenten, die Anerkennung von Rechts
wegen des in anderen Mitgliedstaaten begründeten Zi-
vilstands sowie die Anerkennung im Wege harmoni-

sierter Kollisionsnormen. Nach Auffassung der Kom-
mission wäre die zweite Option die wünschenswerteste,
weil diese Lösung ihrer Ansicht nach impliziert, dass je-
derMitgliedstaat auf Basis gegenseitigen Vertrauens die
Wirkungen einer in einem anderen Mitgliedstaat be-
gründeten Rechtsstellung anerkennt und Unionsbür-
ger, die sich in einem anderen Mitgliedstaat niederlas-
sen, von Vornherein wissen, dass ihr Personenstand
und ihre familienrechtliche Stellung nicht durch das
Überqueren einer Staatsgrenze in Frage gestellt, son-
dern im Herkunftsmitgliedstaat registriert und von
den anderen Mitgliedstaaten anerkannt werden.

RA Benedict Saupe
ÖRAK Büro Brüssel
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Neuordnung des italienischen Berufsrechtes

Mindesttarife, Verbot der quota litis und
Berufsausübungspflicht für Italiens Rechtsanwälte

N ach jahrzehntelangem Ringen hat der Senat des
italienischen Parlamentes am 23. 11. 2010 den

Text zur Neufassung des Berufs- und Standesrechtes
der italienischen Rechtsanwälte angenommen. Dies ist
die erste umfassende Änderung seit Erlass des italieni-
schen Berufsrechtsgesetzes am 27. 11. 1933. Einige
der Änderungen sind auch für die hiesige Diskussion
über das Berufs- und Standesrecht der Rechtsanwälte
interessant.

Italien hat über 230.000 eingetragene Rechtsanwälte.
Viele von diesen üben den Beruf jedoch nicht aktiv aus.
Das neue Berufsrecht sieht daher eine Berufsaus-
übungspflicht vor. Rechtsanwälte können nach Art 20
des vorgeschlagenen Berufsrechtes nur dann als
Rechtsanwälte in den Listen der Kammern eingetragen
bleiben, wenn sie den Beruf „tatsächlich, dauerhaft, ge-
wohnheitsmäßig und überwiegend“ ausüben. Wie diese
Berufsausübungspflicht überprüft wird, soll durch eine
noch anstehende Regelung durch das Justizministerium
getroffen werden. Angedacht ist beispielsweise eine
Überprüfung anhand der Einkommenssteuererklärun-
gen.

Zweite Neuerung ist die Wiedereinführung der
Mindesttarife. Durch die Vereinbarung eines Mindest-
honorars, das zwingend vorgesehen und unverzichtbar
ist, soll die Qualität der anwaltlichen Dienstleistung si-
chergestellt werden. Zusammen mit der Einführung
der Mindesttarife soll die neu eingeführte Pflicht zum
Abschluss einer Haftpflichtversicherung zum Schutz
der Klienten dienen.

Erst am 4. 7. 2006 wurde mit dem „Decreto Bersani“
als ein Fall dringlicher Notwendigkeit das Verbot der
Vereinbarung einer quota litis aufgehoben.1) In dem
nun vorliegenden Gesetzesvorschlag soll dieses Verbot
der quota litis-Vereinbarung wieder eingeführt werden.

Sowohl die Wiedereinführung der Mindesttarife als
auch die Wiedereinführung des Verbotes der quota li-
tis-Vereinbarung waren insbesondere auf die Initiative
der Rechtsanwaltschaft zur Qualitätssicherung zurück-
zuführen.

Beibehalten wurde im neuen Text auch das Verbot
der Bildung von Kapitalgesellschaften für Rechtsanwäl-
te, welche in der italienischen Rechtstradition und Aus-
übung des Anwaltsberufes fremd seien. Diese Regelung
betrifft insbesondere die Niederlassung internationaler
Rechtsanwaltskanzleien in Italien, welche meistens als
Kapitalgesellschaft formiert sind.

Die Bestimmungen zur Anwaltsprüfung, zu der jähr-
lich fast 50.000 Kandidaten antreten, haben sich nur ge-

ringfügig geändert. Man versucht diese Zahl mit einer
Auswahlprüfung vor der eigentlichen Anwaltsprüfung
zu verringern.

Begrüßt werden insbesondere die Regelungen zur
Qualitätssicherung (Mindesttarife, Verbot der quota li-
tis-Vereinbarung). Versucht wird schon lange, die hohe
Zahl von eingetragenen Rechtsanwälten in den Griff zu
bekommen. Ob dafür die oben beschriebenen Kon-
trollmaßnahmen ausreichen und auch im endgültigen
Gesetz beibehalten werden, bleibt abzuwarten. Das
Gesetz muss nun noch vom Abgeordnetenhaus des Par-
lamentes angenommen werden.

Dr. Rupert Wolff, Rechtsanwalt
Dr. Josef Wolff, Rechtsanwaltsanwärter

Wolff, Wolff & Wolff Rechtsanwälte

Europa aktuell
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1) Dazu J. Wolff,Werbefreiheit und Erfolgshonorar für Italiens Anwälte,
AnwBl 2006, 519.



70

Anwaltsakademie
Terminübersicht Februar 2011 bis April 2011

Februar 2011

2. 2. SALZBURG
Infopill
Bäuerliche Übergabsverträge
Seminar-Nr: 20110202/4

4. und 5. 2. GRAZ

Special
„Die 12 Geschworenen“ – Strafrecht II
Seminar-Nr: 20110204/5

8. 2. GRAZ

Infopill
Bäuerliche Übergabsverträge
Seminar-Nr: 20110208/5

10. 2. INNSBRUCK

Infopill
Bäuerliche Übergabsverträge
Seminar-Nr: 20110210/6

11. und 12. 2. LINZ

Basic
Verkehrsunfall I
Seminar-Nr: 20110211/3

15. und 22. 2. WIEN

Seminarreihe Steuerrecht:
Unternehmenssteuerrecht
Seminar-Nr: 20110215/8

18. und 19. 2. WIEN

Extra
Auftreten, Ausstrahlung, Überzeugung –

der Weg zum beruflichen Erfolg
Seminar-Nr: 20110218A/8

18. und 19. 2. WIEN

Special
Versicherungsvertragsrecht
Seminar-Nr: 20110218/8

24. 2. WIEN

Special
Intellectual Property
Seminar-Nr: 20110224/8

25. und 26. 2. WIEN

Special
Mietrecht
Seminar-Nr: 20110225/8

März 2011

1. 3. WIEN
Infopill
Zu treuen Handen – auch in der Krise!
Seminar-Nr: 20110301/8

2. 3. INNSBRUCK

Infopill
Zu treuen Handen – auch in der Krise!
Seminar-Nr: 20110302/6

3. 3. SALZBURG

Infopill
Zu treuen Handen – auch in der Krise!
Seminar-Nr: 20110303/4

3. 3. LINZ

Infopill
Zu treuen Handen – auch in der Krise!
Seminar-Nr: 20110303/3

4. 3. GRAZ

Infopill
Zu treuen Handen – auch in der Krise!
Seminar-Nr: 20110304/5

4. 3. WIEN

Special
Anglo-amerikanisches Zivil- und Wirtschaftsrecht
(Schwerpunkt Vertragsrecht)
Seminar-Nr: 20110304/8

4. und 5. 3. INNSBRUCK

Basic
Wohnungseigentumsrecht
Seminar-Nr: 20110304/6

4. und 5. 3. ST. GEORGEN i. A.

Basic
Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 20110304/3

8. 3. WIEN

Seminarreihe Steuerrecht:
Internationales Steuerrecht
Seminar-Nr: 20110308/8

11. und 12. 3. GRAZ

Special
Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20110311/5

Österreichisches Anwaltsblatt 2011/02
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11. 3. WIEN
Update
Zivilprozess, Exekution und Insolvenz
Seminar-Nr: 20110311B/8

11. und 12. 3. WIEN
Special
Zentrale Fragen des Verwaltungsverfahrens
Seminar-Nr: 20110311/8

11. und 12. 3. WIEN
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminar-Nr: 20110311A/8

17. bis 19. 3. BRUNN/GEBIRGE
Basic
Zivilverfahren
Seminar-Nr: 20110317/2

17. bis 19. 3. WIEN
Basic
Europäisches Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 20110317/8

18. 3. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im Recht der Kapitalgesellschaf-
ten
Seminar-Nr: 20110318/8

18. und 19. 3. DORNBIRN
Basic
Exekutionsrecht intensiv
Seminar-Nr: 20110318/7

18. und 19. 3. ST. GEORGEN i. A.
Special
Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 20110318/3

24. und 25. 3. WIEN
Special
Umgründungsrecht unter Berücksichtigung von RA-
Gesellschaften und grenzüberschreitenden Umgrün-
dungen
Seminar-Nr: 20110324/8

25. und 26. 3. WIEN
Special
Vertriebsverträge
Seminar-Nr: 20110325/8

April 2011

1. und 2. 4. HERNSTEIN
Update
Akquisition: Erfolgs-Voraussetzung für den Rechts-
anwalt
Seminar-Nr: 20110401/2

1. und 2. 4. GRAZ
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminar-Nr: 20110401/5

1. und 2. 4. WIEN
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Vom Konflikt zum Konsens
Seminar-Nr: 20110401/8

1. und 2. 4. WIEN
Special
Lauterkeitsrecht
Seminar-Nr: 20110401A/8

1. und 2. 4. WIEN
Special
Kapitalmarktrecht
Seminar-Nr: 20110401B/8

5. 4. WIEN
Privatissimum
Aktuelle Entwicklungen in der Judikatur des OGH
in Strafsachen
Seminar-Nr: 20110405/8

8. und 9. 4. LINZ
Update
Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 20110408/3

8. und 9. 4. INNSBRUCK
Basic
Steuer- und Abgabenrecht
Seminar-Nr: 20110408/6

8. und 9. 4. WIEN
Special
Umweltrecht
Seminar-Nr: 20110408/8

8. und 15. 4. WIEN
Special
Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20110408A/8

12. 4. und 3. 5. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
4. Umsatzsteuer
Seminar-Nr: 20110412/8

13. 4. FELDKIRCH
Privatissimum
Neueste Rechtsprechung im OLG-Sprengel Inns-
bruck
Schwerpunkt Zivil- und Kostenrecht
Seminar-Nr: 20110413/7

15. und 16. 4. WIEN
Special
Verwaltungsverfahren Teil III:
Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20110415/8

Aus- und Fortbildung
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28. bis 30. 4. IGLS
Basic
Zivilverfahren
Seminar-Nr: 20110428/6

28. bis 30. 4. WIEN
Key qualifications
Die französische Rechtssprache
Seminar-Nr: 20110428/8

28. bis 30. 4. WIEN
Key qualifications
Verhandeln bei Gericht für Rechtsanwaltsanwärter –
alles, was Sie noch können sollten!
Seminar-Nr: 20110428A/8

29. und 30. 4. ST. GEORGEN i. A.
Basic
Strafverfahren I
Seminar-Nr: 20110429/3

29. und 30. 4. WIEN
Special
Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 20110429/8

Auftreten, Ausstrahlung, Überzeugung – der Weg zum beruflichen
Erfolg
Extra
Perfekte Kommunikation ist speziell in Zeiten wirt-
schaftlicher Turbulenzen unerlässlich. Rhetorik und
Gestik zählen ebenso wie Ausstrahlung und Auftreten
zu den wichtigen Aspekten der Kommunikation.
In diesem Seminar erarbeiten Sie gemeinsam mit der
renommierten und erfolgreichen Trainerin Ihr Kom-
munikationstalent sowie den optimalen Einsatz dessel-
ben. Passende, bestens eingesetzte und wirkungsvolle
Rhetorik ist die Grundvoraussetzung, um zu informie-
ren, argumentieren und zu gewinnen.
Die Qualität der eigenen Interventionen wird optimiert
sowie die Leistungsbereitschaft, Dynamik und Effi-

zienz durch erfolgreiches Kommunizieren erhöht und
Ihr eigener Erfolgsstil entwickelt.
Planung: ao. Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in
Wien
Referentin: Dr. Eva Walderdorff, Trainerin, PR-Mana-
gerin, Eventmarketing, Lektorin an der Universität Bu-
dapest
Termin: Freitag, 18. 2. 2011 und Samstag, 19. 2. 2011
= 4 Halbtage
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 20110218A/8

Zu treuen Handen – auch in der Krise!

Infopill

D ie Insolvenz eines Treugebers, aber auch des Treu-
händers stellt das Institut der Treuhand auf die

Probe:
Zu wessen Haftungsfonds gehört das Treugut (Stich-
wort: Aussonderungsfähigkeit)? Spielt dabei eine allfäl-
lige Untreue des Treuhänders eine Rolle?
Welches Schicksal haben noch nicht vollständig erfüllte
Verträge über das Treugut (Stichwort: treuhändischer
Liegenschaftsverkehr)?
Wie hat sich der Parteienvertreter in der Situation der
Insolvenz eines Beteiligten zu verhalten?
Welche Vorsehungen für den Fall einer Insolvenz hat
der Rechtsanwalt als Vertragsverfasser zu berücksichti-
gen?

Wie sehen typische schadenersatzrechtliche Konse-
quenzen aus?
Das Seminar versteht sich als Crashkurs zu diesem dif-
fizilen Aufgabenbereich, der zu den Kernaufgaben des
Rechtsanwalts gehört.
Die Referenten sind ausgewiesene Experten, sowohl in
Theorie als auch Praxis. Für die Teilnehmer streben sie
das Ziel an: Haftung vermeiden und die Position des
Mandanten optimieren.
Wir freuen uns auf eine interessante Veranstaltung!
Planung: Univ.-Prof. Dr. Christian Rabl, RA in Wien
und Salzburg, Universität Salzburg, Fachbereich Pri-
vatrecht
Referenten: Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletecvka, Universi-
tät Salzburg, Fachbereich Privatrecht
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Univ.-Prof. Dr. Christian Rabl, RA in Wien und Salz-
burg, Universität Salzburg, Fachbereich Privatrecht
TerminWien, Looshaus: Dienstag, 1. 3. 2011 = 1 Halb-
tag
Seminar-Nr: 20110301/8
Termin Innsbruck,Hotel Hilton: Mittwoch, 2. 3. 2011
= 1 Halbtag
Seminar-Nr: 20110302/6

Termin Salzburg, Arena City Hotel: Donnerstag, 3. 3.
2011 = 1 Halbtag
Seminar-Nr: 20110303/4
Termin Linz, Courtyard by Marriott: Donnerstag, 3. 3.
2011 = 1 Halbtag
Seminar-Nr: 20110303/3
TerminGraz,Grand Hotel Wiesler: Freitag, 4. 3. 2011
= 1 Halbtag
Seminar-Nr: 20110304/5

Wohnungseigentumsrecht
Basic

Das Seminar soll das Verständnis für das Rechtsgebiet
Wohnungseigentum fördern. Dabei werden Grundbe-
griffe geklärt und wesentliche Elemente besprochen,
die einWohnungseigentumsvertrag aufweisen soll. Ne-
ben der Begründung von Wohnungseigentum werden
auch Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Ände-
rung von Wohnungseigentum behandelt. Auf die Un-
terscheidung von Verwaltung und Verfügung wird
ebenso Bedacht genommen wie auf die Erörterung
der Benützung und damit zusammenhängende Pro-
blemstellungen.
Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern soll das Rüst-
zeug vermittelt werden, von der Begründung vonWoh-
nungseigentum über die Vertragsgestaltung, die Bera-

tung in Verwaltungsangelegenheiten bis zur Vertretung
im Gerichtsverfahren, die verschiedenen Stadien der
Einflussnahme auf das Wohnungseigentum zu erfah-
ren, zu entwickeln und zu vertiefen.
Der Seminarstoff wird teils durch Vortrag der Referen-
ten, teils durch Bearbeitung kurzer praktischer Fälle
unter Mitwirkung der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer besprochen.
Planung: Dr. Joachim Tschütscher, RA in Innsbruck
Referenten: Dr. Joachim Tschütscher, RA in Innsbruck
Dr. Michael Schnell, Richter des BG Telfs
Termin: Freitag, 4. 3. 2011 und Samstag, 5. 3. 2011
= 3 Halbtage
Seminarort: Innsbruck
Seminar-Nr: 20110304/6

Zivilverfahren I
Basic

Dieses Seminar vermittelt insbesondere dem (Neu-)
Einsteiger praxisorientiertes Know-how zum Zivilver-
fahren I. Instanz. Beispiele, insbesondere zu den The-
men Zuständigkeit, Beweismittel und Prozesskosten,
ermöglichen die Transparenz des Erkenntnisverfah-
rens. Dargestellt und diskutiert werden die Vorgänge
von der Erstinformation des Klienten über Erstellung
der Klage und Klagebeantwortung bis zum Urteil.
Die Teilnehmer erhalten ein praxisbezogenes Funda-

ment für den Ablauf des Gerichtsprozesses I. Instanz.
Planung: Dr. Andreas Schweizer, Richter des LG Salz-
burg
Referenten: Dr. Iris Harrer-Hörzinger, RA in Salzburg
Mag. Bettina Knötzl, RA in Wien
Dr. Andreas Schweizer, Richter des LG Salzburg
Termin: Freitag, 4. 3. 2011 und Samstag, 5. 3. 2011
= 3 Halbtage
Seminarort: St. Georgen i. A.
Seminar-Nr: 20110304/3

Zivilprozess, Exekution und Insolvenz
Update
Unser Seminar bringt Ihnen umfassende, kompakte
und kompetente Informationen über
– Rechtsprechung und
– Rechtsentwicklung
im Zivilprozessrecht, Exekutionsrecht und Insol-

venzrecht. Der Schwerpunkt liegt in den Entwicklun-
gen im letzten Jahr vor dem Seminar.
Das österreichische und das europäische Zivilver-
fahrensrecht werden durch praktische Fälle veran-
schaulicht.
Diesmal gibt es folgende Schwerpunkte:

Aus- und Fortbildung
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– Judikaturbasierter Gesamtüberblick über den Zi-
vilprozess und das Exekutionsverfahren,

– Erfahrungen mit den jüngsten Rechtsänderungen,
– Aktuelle Novellierungen des Zivilverfahrensrechts
(FamRÄG 2010, EPG, KinderbeistandsG, Budgetbe-
gleitgesetz 2010), weitere Änderungen, soweit eine
Beschlussfassung im Parlament bereits erfolgt ist oder
mit Sicherheit zu erwarten sein wird,

– Praktisch wichtige Entwicklungen im Europäischen
Zivilverfahrensrecht (Rechtsprechung des EuGH
und des OGH, Neufassung des LGVÜ),

– Judikaturorientierte Information über Hauptfragen
des Insolvenzrechts mit besonderer Berücksichti-
gung der Gläubiger-Perspektive und des Anfech-
tungsrechts,

– Gläubigerorientierter Überblick über das neue In-
solvenzrecht.

Dieses Seminar unterstützt alle Kolleginnen und
Kollegen, die trotz unerlässlicher Spezialisierun-

gen als Allrounder in einem übergreifenden Infor-
mationsstand auf dem Laufenden bleiben wollen
und müssen.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teil-
nehmerzahl auf 80 Personen beschränkt ist.
Planung: Dr. Eric Heinke, RA in Wien
Referenten (in zeitlicher Reihenfolge): o. Univ.-Prof.
Dr. Wolfgang Jelinek em., Berater und Autor in den
Rechtsgebieten österreichisches und internationales
Zivilverfahrensrecht und Insolvenzrecht, Liegen-
schafts- und Kreditsicherungsrecht, Schiedsgerichts-
barkeit
Dr. Peter Angst, Senatspräsident des Obersten Gerichts-
hofs i. R.
Termin: Freitag, 11. 3. 2011 = 2 Halbtage
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 20110311B/8

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel (01) 710 57 22-0 oder Fax (01) 710 57 22-20 oder
E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!

Chronik
Dr. Gottfried Zandl †

I n den ersten Tagen des neuen Jahres hat die Nach-
richt, dass Rechtsanwalt Dr. Gottfried Zandl am

4. 1. 2011 nach langer schwerer Krankheit im 65. Le-
bensjahr verstorben ist, die
Wiener Advokaten ge-
schockt.

Als Sohn des Gemeinde-
arztes kam Gottfried Zandl
am 18. 7. 1946 in Eggen-
burg, wo er auch seine Ju-
gend verbrachte, auf die
Welt. Er studierte in Wien
und schöpfte seine Anwär-
terpraxis in den Kanzleien
Paul Bachmann und Otto

Philp. Nach seiner Eintragung als Rechtsanwalt am
20. 1. 1976 trat er bei Dr. Philp auch als Juniorpartner
ein.

Er war von Beginn an Allgemeinpraktiker und
machte sich rasch als Gutachter für Versicherungen in
Haftungsfragen einen Namen.

Noch aus der Zeit seines Präsenzdienstes beim Bun-
desheer, als er in der Disziplinarkommission tätig war,
stammt sein Interesse für Standes- und Disziplinar-
recht, das sich später noch im Kostenrecht vertiefte.
Er wusste dieses Wissen über Jahrzehnte den Berufsan-
wärtern im Rahmen der AWAK und den Kanzleiange-
stellten im Rahmen der WO-Kurse als Vortragender
verständlich zu vermitteln.

Sehr früh (13. 6. 1984) wählte ihn die Kollegenschaft
zum Prüfungskommissär für Rechtsanwälte. Ohne
Übertreibung kann man feststellen, dass seither hun-

Aus- und Fortbildung
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derte (!) Wiener Rechtsanwälte von ihm geprüft wur-
den und damit erfolgreich ins Berufsleben starten
konnten.

Seit 15. 3. 1989, also seit knapp 22 Jahren, war Gott-
fried Zandl Mitglied des Ausschusses der Rechtsan-
waltskammer Wien. Als solches war er nicht nur über
Jahre Delegierter zur Vertreterversammlung des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, sondern
auch Mitglied des ÖRAK-Arbeitskreises Berufsnach-
wuchs und Fortbildung sowie danach des ÖRAK-Ar-
beitskreises Honorarrecht. Im Wiener Ausschuss war
er der Kostensachverständige. Die Kollegenschaft
wusste dies und sie wusste auch, dass sie in ihm einen
Standesvertreter hatte, den man mit allen Fragen kon-
frontieren und von dem man kompetenten Rat erwar-
ten konnte.

DieWertschätzung der Kollegenschaft kam nicht zu-
letzt dadurch zum Ausdruck, dass mit der Justitia, dem
Collegium, der Pallas Athene und dem Juristenverband
gleich vier Wiener Anwaltclubs auf seine Mitglied-
schaft Wert legten.

Seine Verdienste um die Republik Österreich wur-
den durch die Verleihung des Goldenen Ehrenzei-
chens, dessen Überreichung der damalige OLG-Präsi-

dent Dr. Harald Krammer am 3. 7. 2006 vornahm, ge-
würdigt.

Zandl war ein Rechtsanwalt der „Basis“, er kannte die
Probleme der jungen wie der gesetzteren Rechtsanwäl-
te. Und er kannte auch die Probleme der Justiz. Zandl
scheute nicht die sachliche Auseinandersetzung, für
ihn gab es allerdings auch eine Grenze: die Zumutbar-
keit und das Wissen, dass es bei jeder Auseinanderset-
zung einMorgen gibt. Ob beruflicheMitbewerber oder
Richterschaft – Zandl nahm bei seinem Vorbringen an
dieser Grenze Maß.

Er war ein Advokat der alten Schule und hatte Hand-
schlagqualität. Hilfsbereitschaft, Kompetenz, Humor
und der ehrliche Wille, dem Stand zu dienen, werden
ihn unvergesslich machen.

Umso größer ist auch der Verlust, den die Rechtsan-
waltschaft über die Grenzen Wiens hinaus erlitten hat.

Am 20. 1. 2011 – auf den Tag genau 35 Jahre nach
seiner Eintragung in die Liste der Wiener Rechtsan-
wälte – wurdeGottfried Zandl unter eindrucksvoller An-
teilnahme der Kollegenschaft und Freunde in seiner
Heimatstadt Eggenburg zu Grabe getragen.

Unser aller Mitgefühl gilt der Familie.
HR Dr. Manfred Stimmler

Plenarversammlung der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer
am 30. 9. 2010

Am 30. 9. 2010 fand die diesjährige Plenarversamm-
lung der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskam-

mer im Alten Rathaus in Linz statt.
In seiner Begrüßung hieß Präsident Dr. Peter Posch

heuer auch die Rechtsanwaltsanwärter, die zum ersten
Mal in der Geschichte der OÖ. Rechtsanwaltskammer
überhaupt als Kammermitglieder an einer Plenarver-
sammlung mit Stimmrecht teilnehmen durften und
zahlreich erschienen waren, willkommen. Die Be-
schlussfähigkeit für die mit qualifizierter Mehrheit zu
fassenden Beschlüsse konnte leider nicht festgestellt
werden.

Nach demGedenken an die im vergangenen Jahr ver-
storbenen Kollegen berichtete Präsident Dr. Posch in
seinem jährlichen Überblick über die wesentlichsten
Ereignisse des vergangenen Jahres im Stand von den
durch das Berufsrechts-Änderungsgesetz 2010 einge-
tretenen umfassenden Neuerungen, wie der erstmali-
gen Einbeziehung der Rechtsanwaltsanwärter in den
Stand und dem damit verbundenen Recht, eigene Ver-
treter in den Ausschuss, den Disziplinarrat und die Ver-
treterversammlung zu entsenden, der Aufnahme der
Rechtsanwaltsanwärter in das Pensionssystem Teil A
mit 1. 1. 2011 sowie der Aufnahme von detaillierten
Treuhandregelungen in die Rechtsanwaltsordnung.
Von den vielen Ausschuss-Beschlüssen des letzten Jah-

res hob Präsident Dr. Posch den Abschluss einer neuen
Großschaden-Haftpflichtversicherung für die OÖ.
Rechtsanwaltskammer, die Herausgabe eines eigenen
Hochglanz-Journals mit vollständigem Rechtsanwalts-
verzeichnis, die Konzipierung und Umsetzung der ers-
ten kammereigenen Homepage www.ooerak.at, die so-
wohl einen informativen Außenauftritt derOÖ. Rechts-
anwaltskammer als auch einen großenNutzen durch die
Schaffung eines nur Rechtsanwälten und Rechtsanwalt-
sanwärtern zugänglichen Internen Bereichs bieten wird,
sowie die Gründung des Vereins für wirtschaftliche An-
gelegenheiten der Rechtsanwälte in Oberösterreich
hervor. Österreichweit wichtige Themen waren Ge-
spräche mit den Rechtsschutzversicherungen, das vehe-
mente Auftreten gegen die geplante Abschaffung der
Sonderbehörden nach Art 133 Z 4 B-VG, was für
Rechtsanwälte einen massiven Angriff auf die anwaltli-
che Selbstverwaltung durch denWegfall der OBDK be-
deuten würde, und die gerichtlichen Kopierkosten von
€ 1,– pro Seite. Europaweit kam man mit der Schaffung
einer eigenen Generaldirektion Justiz einer jahrelangen
Forderung von ÖRAK und CCBE nach.

In seinem Bericht wies der Präsident des Diszipli-
narrates der OÖ. Rechtsanwaltskammer, Dr. Christian
Slana, ebenfalls auf die Einbeziehung der Rechts-
anwaltsanwärter hin und gab einen kurzen Überblick
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über die Tätigkeit des Disziplinarrates im vergangenen
Jahr.

Über die geplanten Änderungen der Satzungen der
Versorgungseinrichtungen Teil A und Teil B sowie die
Änderungen der Geschäftsordnungen des Ausschusses
und des Disziplinarrates der OÖ. Rechtsanwaltskam-
mer konnte mangels Quorum nicht abgestimmt wer-
den.

Mit den erforderlichen Mehrheiten wurden das Sta-
tut der Treuhandeinrichtung der OÖ. Rechtsanwalts-
kammer sowie die Umlagen-, Beitrags- und Leistungs-
ordnung 2011 beschlossen. Die Richtlinie für die Ge-
währung von Versorgungsrenten für Rechtsanwaltsan-
wärter und deren Hinterbliebene im Fall der
Berufsunfähigkeit oder des Todes aus dem Unterstüt-
zungsfonds der OÖ. Rechtsanwaltskammer wurde per
31. 12. 2010 aufgehoben. Der Rechnungsabschluss
2009 und der Voranschlag 2011 wurden genehmigt
und dem Ausschuss die Entlastung erteilt.

Nach einer Präsentation der neuen Homepage der
OÖ. Rechtsanwaltskammer mit ihren wesentlichen
Funktionen durch Präs.-Stv. Dr. Franz Mittendorfer
wurden die Wahlen durchgeführt: Mag. René Lindner
wurde zum Präsident-Stellvertreter der OÖ. Rechtsan-
waltskammer gewählt, Mag. Eva Huber-Stockinger, Dr.
WolfgangMoringer,Dr. Christoph Szep und Dr. Josef Wei-
xelbaum wurden zu Ausschuss-Mitgliedern aus dem
Stand der Rechtsanwälte, Mag. Claudia Mülleder und

Mag. Magdalena Ruttmann wurden zu Ausschuss-Mit-
gliedern aus dem Stand der Rechtsanwaltsanwärter ge-
wählt. Als Delegierte (RA) zur Vertreterversammlung
wurden Dr. Helmut Lenz, Präs.-Stv. Mag. René Lindner,
Präs.-Stv. Dr. Franz Mittendorfer, Mag. Doris Prossliner,
Mag. Wolf-Rüdiger Schwager und Dr. Josef Weixelbaum
gewählt. Dr. Christian Slana wurde zum Präsidenten
des Disziplinarrates wiedergewählt. Aus dem Kreis
der Rechtsanwälte wurden Mag. Eduard Aschauer, Mag.
Gerhard Eigner, Mag. Klaus Hehenberger, Dr. Alfred Jae-
ger, Dr. Erich Kaltenbrunner, Dr. Ingrid Leeb, Dr. Rudolf
Mitterlehner und Dr. Friedrich Schwarzinger, aus dem
Kreis der RAA wurden Mag. Petra Fahrenberger und
Mag. Dr. Andreas Rumplmayr als Mitglieder des Diszip-
linarrates gewählt. Dr. Günther Grassner,Dr. Klaus Has-
linger und Dr. Walter Mörth wurden als Anwaltsrichter
wiedergewählt.

Der Vortrag von Univ.-Prof. Dr. Meinhard Lukas
zumThema „Kanzleigemeinschaft als Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts – Fragen der Mithaftung“ wurde inte-
ressiert angenommen.

Präsident Dr. Posch bedankte sich bei allen Anwesen-
den für ihr Erscheinen, ersuchte um neuerliches Er-
scheinen bei der abzuhaltenden außerordentlichen
Plenarversammlung in den nächsten Wochen und
lud zum Buffet, das zu einem gemütlichen Ausklang
und angeregten Gesprächen unter Kollegen genutzt
wurde.

Außerordentliche Plenarversammlung der Oberösterreichischen
Rechtsanwaltskammer am 4. 11. 2010

P räsident Dr. Peter Posch begrüßte alle Anwesenden
im Landesmuseum zur ao Plenarversammlung der

OÖ. Rechtsanwaltskammer, bedankte sich für das wirk-
lich zahlreiche Erscheinen und stellte die Beschlussfä-
higkeit für die zu fassenden Beschlüsse fest.

Im Anschluss referierte Präsident Dr. Posch zusam-
mengefasst die jeweils zu beschließenden Änderungen
der Satzungen der Versorgungseinrichtungen Teil A
undTeil B sowie die Änderungen derGeschäftsordnung
für dieOÖ.Rechtsanwaltskammer und derenAusschuss
und die Geschäftsordnung des Disziplinarrates der OÖ.

Rechtsanwaltskammer, die in der Folge mit den erfor-
derlichen Mehrheiten beschlossen werden konnten.

Der Vortrag von Dr.Wolfgang Moringer „Der Berater
als Täter“ stieß auf reges Interesse.

Abschließend bedankte sich Präsident Dr. Posch für
die rege Teilnahme an der ao Plenarversammlung und
lud die Anwesenden zu einem Besuch der Ausstellun-
gen im Landesmuseum und auf die bereitstehenden Er-
frischungen ein.

Dr. Peter Posch
Präsident der OÖ. Rechtsanwaltskammer
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Neujahrsempfang des Präsidenten der Tiroler Rechtsanwaltskammer

Am Mittwoch, 12. 1. 2011, lud Präsident
Dr. Harald Burmann die Tiroler Junganwälte

zum Neujahrsempfang. Der Empfang bot die Ge-
legenheit zum Informationsaustausch mit den
Funktionären der Tiroler Rechtsanwaltskammer.

Bereits zum fünften Mal fand der Neujahrsempfang
in den Räumlichkeiten der Tiroler Rechtsanwaltskam-
mer statt. Eingeladen waren alle Tiroler Rechtsanwälte,
die im vergangenen Jahr in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen wurden. Der Präsident der Tiroler Rechts-
anwaltskammer begrüßte die Kammermitglieder und
verlieh seiner Freude Ausdruck, dass so viele der Einla-
dung gefolgt waren. Im Rahmen seiner Eröffnungsrede
betonte der Präsident die Unabhängigkeit des Anwalts-
standes. „Die Selbstverwaltung gewährt dem Anwalts-
stand die notwendige Selbständigkeit. Aus diesem
Recht erwachsen auch Pflichten, die es wahrzunehmen
gilt“, hob der Präsident der Tiroler Rechtsanwaltskam-
mer gegenüber den anwesenden Junganwälten hervor.

Im Anschluss begrüßte der Präsident des Disziplinar-
rates, Dr. Georg Huber, die jungen Tiroler Rechtsan-
wälte und verwies in seiner Rede auf die Bedeutung
der Rechtsanwaltskammer als Interessenvertretung.
„Der Neujahrsempfang bietet eine gute Gelegenheit
für junge Anwälte, sich über die Tätigkeiten der eige-
nen Standesvertretung zu informieren und die ehren-
amtlichen Funktionäre der Tiroler Rechtsanwaltskam-
mer persönlich kennen zu lernen“, sagt Präsident
Dr. Huber.

Beim anschließenden Buffet nutzten die Junganwälte
die Möglichkeit zum Informations- und Gedankenaus-
tausch mit den ehrenamtlichen Funktionären der Tiro-
ler Rechtsanwaltskammer. In Tirol sind derzeit 528
Rechtsanwälte tätig, 103 Rechtsanwaltsanwärter sind
in der Ausbildung. Die Tiroler Rechtsanwaltskammer
hat aktuell 631 Mitglieder.

1. Reihe v.l.n.r.: Mag. Martin Dimai, Dipl.-Ing. Mag.
Bernd Auer, Dr. Stefan Gamsjäger, Mag. Roland Testor,
Mag. Amelie Kunczicky, Dr. Barbara Matz, Dr. Christina
Kollar, Disziplinarratspräsident Dr. Georg Huber, Präsident
Dr. Harald Burmann, Dr. Edda Obernosterer, Dr. Alexan-
der Katholnig, Mag. Martin J. Moser, Kammeranwalt Dr.
Bernd Schmidinger
2. Reihe v.l.n.r.: Dr. Jakob Held, Dr. Franz Xaver Zeilinger,
Mag. Christian Fuchs, Dr. Uwe Foidl, MMag. Johannes
Wechselberger, Mag. Helmut Naschberger, Mag. Mustafa
Tuncer, Dr. Bianca Ausserlechner-Walter, Dr. Michael J.
Gschwandtner, Mag. Peter Klaunzer, Vizepräsident des Dis-
ziplinarrates Dr. Andreas König

Elisabeth Sandbichler

Juristen-Ball 2011

F asching-Samstag, 5. März 2011, Hofburg Vienna
Dachfoyer mit Salsarhythmen, Cocktails undWein-

verkostung.
Disco mit Waldi & Wolf

Ehebaldige Tischreservierung wird empfohlen!
Karten und Tische im Ballbüro (Juristenverband),
Post: 1016 Wien, Justizpalast, PF 35
E-Mail: office@juristenball.at; www.juristenball.at
Büro dzt:
Wien 8., Landesgerichtsstraße 11, Parterre, Zi 063

Tel: (01) 40127 DW 1535, Fax-DW 1482;
Montag – Freitag 9 – 13 Uhr

Eintrittskarten auch bei MANZ, Wien 1,
Kohlmarkt 16,
Montag –Freitag 9.30 –18.30 Uhr,
Samstag 9.30 – 17.00 Uhr

Kleidung: Damen –Großes (= langes) Abendkleid (Kein
Hosen-, Partyanzug oder kurzes Abendkleid)
Herren – Frack, Smoking (schwarz oder dunkelblau)
oder Uniform (großer Gesellschaftsanzug)
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Disziplinarrecht

§ 9 Abs 2 RAO, § 3 DSt – Rechtsanwaltliche Verschwiegenheitspflicht

Die Verschwiegenheitspflicht des RA, wie in § 9 Abs 2 RAO normiert, stellt einen zentralen Bereich der
Berufsausübung der RAe dar. Ohne Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht durch den Mandan-
ten ist die Verwertung von den dem RA anvertrauten Angelegenheiten auch dann unzulässig, wenn
kein Nachteil für den Klienten hervorgekommen ist. Dennoch erfolgte ein Freispruch nach § 3 DSt.

OBDK 8. 11. 2010, 9 Bkd 2/10

Der DB hatte seinen Mandanten in einer Wettbe-
werbsangelegenheit vertreten und vom Gegner nicht
nur eine Unterlassungserklärung, sondern auch Kos-
tenersatz gem TP 3 zuzüglich Einheitssatz für die Ver-
fassung eines Klagsentwurfs verlangt. Hinsichtlich die-
ses Kostenersatzanspruchs wurde von beiden beteilig-
ten RAen der Ausschuss der RAK befragt, welcher die
Höhe des geltend gemachten Kostenersatzes nicht be-
anstandete.

Später hat der DB für einen anderen Mandanten von
einem anderen Gegner wegen eines UWG-Verstoßes
ebenfalls eine Unterlassungserklärung und Kostener-
satz – wie oben dargestellt – begehrt. Als der RA des
Gegners die geltend gemachten Kosten als überhöht
bekämpfte, legte der DB die mit dem Ausschuss der
RAK geführte Korrespondenz vor, ohne die Schriftstü-
cke zu anonymisieren.

Der DR fällte einen Freispruch ohne Anwendung
von § 3 DSt und vertrat die Rechtsansicht, dass die Ver-
schwiegenheitspflicht gem § 9 Abs 2 RAO nicht auch
zugunsten der gegnerischen Partei wirke. Gegenüber
der eigenen Partei bestehe diese Verschwiegenheits-
pflicht nur insoweit, als deren Verletzung die Interessen
der Partei des RA nicht beeinträchtige.

Der Berufung des KA gab die OBDK nicht Folge,
wobei sie allerdings den Freispruch auf § 3 DSt gründe-
te.

Aus den Gründen:
Zutreffend zeigt der KA auf, dass die Verschwiegen-
heitspflicht des RA, wie in § 9 Abs 2 RAO normiert, ei-
nen zentralen Bereich der Berufsausübung der RAe dar-
stellt. Die anwaltliche Verschwiegenheitspflicht stellt
eine tragende Säule des Anwaltsberufs dar, ohne die
die Ausübung der Anwaltschaft nicht denkbar ist
(RIS-Justiz RS0055168 ua; Feil/Wennig, Anwaltsrecht4
Anm 32 zu § 1DSt). Der Klient eines Anwalts muss sich
deshalb darauf verlassen können, dass durch seinen An-
walt und dessen Mitarbeiter grundsätzlich keine Infor-
mationen an Dritte gelangen. Jede Durchbrechung die-
ses Grundsatzes ist restriktiv auszulegen und hat sich,
einhergehend mit dem Recht des Anwalts auf Zeugnis-
entschlagung, stets auf das unumgänglich Notwendige
zu beschränken. Jede Durchbrechung der Verschwie-
genheitspflicht ist danach vomAnwalt einer sorgfältigen
Prüfung zu unterziehen (vgl AnwBl 2000/7666).

Diesem Grundsatz wird die rechtliche Beurteilung
im Erk des DR nicht gerecht. Die Weitergabe der Kor-
respondenzstücke aus einem von einem Klienten erteil-
ten Mandat ist als Verwertung der dem Anwalt anver-
trauten Angelegenheiten und sonst in seiner berufli-
chen Eigenschaft bekannt gewordenen Tatsachen zu
werten, wenn diese im Interesse eines anderen Klienten
erfolgt. Eine solche – zweckwidrige – Verwendung ist
nicht vom Interesse des früheren Klienten getragen
und für diesen bei seiner Mandatserteilung auch nicht
vorhersehbar. Die vorliegende Beurteilung des DR
stimmt mit dem von der Rsp vorgegebenen strengen
Verständnis der Verschwiegenheitspflicht nicht über-
ein, wenn trotz des Fehlens der Zustimmung des Klien-
ten keine Verletzung der Verschwiegenheitspflicht ge-
sehen wird, weil kein Nachteil für den Klienten hervor-
gekommen sei. Maßgeblich muss aber sein, inwieweit
der anderweitigen Verwendung von Korrespon-
denzstücken ein Geheimhaltungsinteresse des Klienten
entgegenstehen kann. Von einem solchen aufrechten
Interesse ist hier auszugehen. Das vermeintliche Veröf-
fentlichungsinteresse des früheren Klienten kann im
Hinblick auf die – ohne Veröffentlichung erfolgte – au-
ßergerichtliche Einigung nicht überzeugen, da gerade
die nicht streitige Einigung der beiderseitigen weiteren
geschäftlichen Tätigkeit eher dienlich ist als die Erledi-
gung mit Urteil und Veröffentlichung. Die Weitergabe
der Korrespondenz war daher auch von einem Veröf-
fentlichungsinteresse des früheren Klienten nicht ge-
deckt. Zudem kann der DB keine Notwendigkeit der
Weitergabe in der von ihm gewählten unanonymisier-
ten Form aufzeigen: Auch bei einer Anonymisierung
wäre der Zweck, nämlich die Darstellung der Auffas-
sung des Präsidenten der RAK in einer vergleichbaren
Sache, erreicht worden.

Der Berufung folgend ist daher das Verhalten des DB
mangels Zustimmung seines Mandanten als disziplinär
zu bewerten, weil ohne vorherige Kenntnis des Klien-
ten von der erfolgten Weitergabe auch dessen konklu-
dente Zustimmung ausscheidet.

Beim insoweit vom DB zu verantwortenden Verstoß
gegen die Verschwiegenheitspflicht kommt jedoch zu
dessen Gunsten zum Tragen, dass das Versäumen der
Anonymisierung konkret keine erkennbaren nachteili-
gen Folgen für seinen früheren Klienten zur Folge ge-
habt hat und das – den Grad der Fahrlässigkeit nicht
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überschreitende – Verschulden des DB als gering ein-
zustufen ist.

Somit liegen die Voraussetzungen für eine Anwen-
dung des § 3 DSt vor. Es hat daher – wenn auch aus an-
deren Gründen – beim Freispruch des DB zu bleiben.

Anmerkung:
Das Erk unterstreicht die Bedeutung der rechtsanwaltlichen
Verschwiegenheitspflicht. Zutreffend ist nicht nur, dass der

erk Senat konstatiert, dass ohne vorherige Kenntnis des
Klienten von der erfolgten Weitergabe auch dessen konklu-
dente Zustimmung nicht angenommen werden kann und
dass (zusammengefasst) die Interessenlage des vormaligen
Mandanten des RA zum Zeitpunkt der Vorlage der dama-
ligen Korrespondenz vom DB nicht beurteilt werden
konnte.

Klingsbigl

Gebühren- und Steuerrecht

§ 4 EStG – Unterbezahlung bei Verträgen zwischen nahen Angehörigen kann steuerliche Anerkennung
nehmen

Bei Verträgen zwischen nahen Angehörigen führt auch eine „Unterbezahlung“ dazu, dass das Dienst-
verhältnis dem erforderlichen „Fremdvergleich“ nicht standhält und daher seine steuerliche Anerken-
nung verliert.

VwGH 22. 3. 2010, 2008/15/0099

Sachverhalt:
Mit dem angef B gab die bel Beh einer Berufung des
Mitbeteiligten, eines Tierarztes, Folge und anerkannte
die in dessen Einkommensteuererklärungen für die
Jahre 1997 bis 2001 als Betriebsausgaben geltend ge-
machten Lohnaufwendungen für dessen Ehefrau. Die
Anerkennung dieser Lohnaufwendungen war vom FA
unter Hinweis auf die Feststellungen einer abgbeh Prü-
fung verweigert worden. Laut Auskunft des Mitbetei-
ligten sei seine Ehefrau ebenfalls ausgebildete Tierärz-
tin und erledige folgende Arbeiten: Medikamentenein-
und verkauf, Telefondienst, Reinigung der Ordination,
Visiten zu Kleintieren und Operationen. Die wöchent-
liche Arbeitszeit habe im Prüfungszeitraum „laut Aus-
kunft“ 23 Stunden betragen. Abgesehen von den Mo-
naten August bis Dezember 1998 seien der Ehefrau
des Mitbeteiligten zwischen S 3.200,– und S 5.046,–
monatlich bezahlt worden. Dies entspreche einem
Stundenlohn von rund S 50,–. Eine familienfremde,
fachausgebildete Arbeitskraft wäre sicherlich nicht be-
reit, unter den gleichen Bedingungen ein Dienstver-
hältnis einzugehen. Ein Dienstverhältnis sei daher
nicht anzuerkennen. Maßgebend sei nämlich, dass die
gegenseitigen Beziehungen aus dem Vertragsverhältnis
im Wesentlichen die gleichen sind, wie sie zwischen
Fremden bestehen würden.

Spruch:
Aufhebung des angef B wegen Verletzung von Verfah-
rensvorschriften.

Aus den Gründen:
Verträge zwischen nahen Angehörigen finden nur dann
steuerliche Anerkennung, wenn sie nach außen ausrei-
chend zum Ausdruck kommen, einen eindeutigen, kla-

ren und jeden Zweifel ausschließenden Inhalt haben
und unter Familienfremden unter den gleichen Bedin-
gungen abgeschlossen worden wären. Ein Dienstver-
hältnis zwischen Ehegatten ist ua nur dann steuerlich
anzuerkennen, wenn die Entlohnung für die geleistete
Tätigkeit angemessen sei. Auch eine „Unterbezahlung“
führt dazu, dass das Dienstverhältnis dem erforderli-
chen „Fremdvergleich“ nicht standhält und daher steu-
erlich nicht anzuerkennen ist.

Aus der Sicht der „Notwendigkeit eines klaren, ein-
deutigen und zweifelsfreien Inhalts“ meint die bel Beh,
dass „nur – wie bereits dargestellt – der prinzipielle Ab-
schluss eines (mündlichen) Dienstvertrages und – geht
man davon aus, dass sich das Beschäftigungsausmaß
der Ehegattin mit den Öffnungszeiten der Praxis deckt
– die von der Ehegattin zu erbringendenWochendienst-
stunden“ feststünden. Unklar bleibt idZ schon, aus wel-
chen Feststellungen die bel Beh den Schluss zieht, dass
ein (mündlicher) Dienstvertrag „prinzipiell“ abge-
schlossen worden sei. Sollte der bel Beh diesbezüglich
der Umstand vorschweben, dass zwischen den Parteien
des Berufungsverfahrens „offenbar außer Streit“ stehe,
dass die Ehefrau des Mitbeteiligten in dessen Tierarzt-
praxis Arbeitsleistungen „in einem gewissen Umfang“
erbracht habe, so rechtfertigt dies die Annahme eines
(mündlichen) Dienstvertrages allein ebenso wenig wie
der Umstand, dass die Ehefrau des Mitbeteiligten „hie-
für auch regelmäßige Zahlungen (,Gehalt ,) erhalten“
habe. Offen bleibt aber auch die Frage, worauf die bel
Beh die Berechtigung stützt, davon auszugehen, dass
sich das Beschäftigungsausmaß der Ehefrau des Mitbe-
teiligten mit den Öffnungszeiten der Praxis deckt. Fest-
stellungen dazu enthält der angefochtene Bescheid je-
denfalls nicht. Es ist daher nicht nachvollziehbar, inwie-
fern die bel Beh schon hinsichtlich der Arbeitszeit von
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einemVertragmit eindeutigem, klarem und jeden Zwei-
fel ausschließendem Inhalt ausgehen konnte.

Die bel Beh räumt in der Folge auch ein, dass für ei-
nen außenstehenden Dritten der „vereinbarte Arbeits-
lohn, dessen doch teils erhebliche Schwankungen (. . .)
der (Mitbeteiligte) nur teilweise aufzuklären vermoch-
te“, nicht erkennbar gewesen sei. Zusammengefasst
hat die bel Beh die Erfüllung der für die Anerkennung
von Verträgen zwischen nahen Angehörigen erforderli-
chen Kriterien insbesondere hinsichtlich des Erforder-
nisses, dass ein entsprechender Vertrag einen eindeuti-
gen, klaren und jeden Zweifel ausschließenden Inhalt
haben muss, im Beschwerdefall nicht hinreichend be-
gründet.

Ungeachtet des Umstandes, dass mangels gesicherter
Feststellungen zu einem allfälligen Dienstvertrag und
zur gegebenenfalls vereinbarten Arbeitszeit und dem
entsprechenden Arbeitslohn noch keinerlei Aussagen
dazu gemacht werden können, ob die Ehefrau des Mit-
beteiligten nun tatsächlich zu wenig für ihre Leistungen
erhalten habe, sei darauf hingewiesen, dass der bel Beh
im Zusammenhang mit ihren Ausführungen zu „ekla-
tant niedrigen“ Entlohnungen ein weiterer Fehler inso-
weit unterläuft, als sie in diesem Zusammenhang das
VwGH-Erk vom 4. 9. 1992, 91/13/0196, zitiert, dabei
aber davon ausgeht, dass diesem Erk ein „Monatsent-
gelt von ATS 1.000,–“ zu Grunde lag (so auch Doralt/
Renner, EStG8 § 2 Tz 167). Dem Erk ist allerdings zu
entnehmen, dass damals eine wöchentliche Zahlung
von S 1.000,–, also immerhin ein viermal höherer Wert
strittig war.

Anmerkung:
1. Der VwGH war in diesem Erk strenger als der UFS und
gab der Amtsbeschwerde des FA Folge. Der UFS hatte sich

dagegen noch mit den Erläuterungen des Tierarztes für
die niedrige Bezahlung seiner Ehefrau zufrieden gege-
ben. Dieser hatte dargelegt, dass es bei Tierärzten, die ihr
Studium gerade erst beendet hätten, zwecks Erlangung be-
ruflicher Praxis üblich sei, unentgeltlich als Volontär zu fun-
gieren. Zudem hat er auf die schlechte Ertragslage seiner
Praxis und darauf verwiesen, dass für Tierärzte kein Kollek-
tivvertrag bestehe und daher die Festsetzung des Gehalts der
freien Vereinbarung unterliege. Er hätte daher auch einer
ihm fremd gegenüberstehenden Arbeitskraft keinen höheren
Arbeitslohn anbieten und bezahlen können. Darauf hin
meinte der UFS, ein Vertrag zwischen nahen Angehörigen
sei bei Feststehen einer Leistungserbringung auch bei unan-
gemessen niedrigen Entgeltszahlungen (die betragsmäßig
über einem „Taschengeld“ liegen) anzuerkennen. Da die
Angemessenheit eines betrieblichen Aufwands kein
Kriterium für dessen Anerkennung ist, sei das Moment
des Fremdvergleichs insoweit einschränkend zu interpretie-
ren.

2. Der VwGH war demgegenüber skeptischer und be-
kräftigte, dass Unterbezahlung die steuerliche Anerken-
nung nehmen kann. Das habe er 1992 schon für ein Wo-
chenentgelt von S 1.000,– festgehalten. Letztlich hat der
VwGH den Fall aber nicht meritorisch entschieden, sodass
es im Ergebnis offen blieb, ob das ggst niedrige Entgelt
schon zu einer steuerlich relevanten Unterbezahlung der
ärztlichen Ehegattin geführt hätte, die die Ernsthaftigkeit
des Vertragsverhältnisses erschüttert. Der VwGH hat statt-
dessen die Intransparenz der Vertragsgestaltung in den
Vordergrund gerückt. Hier würden für Vertragsbeziehungen
zwischen Angehörigen strenge Maßstäbe gelten. Dazu seien
die Feststellungen mangelhaft gewesen. Der Fall wurde da-
her an den UFS zurückverwiesen.

Franz Philipp Sutter
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Erratum

In der Jänner-Ausgabe des AnwBl 2011, 32 unter „Disziplinarrecht“ hat sich leider ein Druckfehler eingeschlichen.
Das Entscheidungszitat lautet richtig: VfGH 20. 9. 2010, B 1052/09, OBDK 25. 5. 2009, 14 Bkd 4/09.
Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen.
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Für Sie gelesen
" Praxisleitfaden Insolvenzrecht. Von Günther Feuchtinger/Mi-

chael Lesigang. Linde Verlag, Wien 2010, 400 Seiten, Pb, a 58,–.

Diese dritte, aktualisierte Auflage befasst sich
mit dem funkelnagelneuen Insolvenzrechts-
änderungsgesetz 2010. Man muss sich erst da-
ran gewöhnen, dass es jetzt Insolvenzordnung
heißt, die Begriffe Konkurs und Ausgleich in
der Insolvenzordnung obsolet sind, nur mehr
der außergerichtliche Ausgleich verbleibt und
wir es mit Sanierungsverfahren mit und ohne
Eigenverwaltung, demnach mit 30% oder

20% Mindestquote zu tun haben, sowie der Insolvenz im
Sinne des Konkurses, der aber nur mehr in der Überschrift
zu § 1 aufscheint! Selbst den Autoren ist aber der Begriff
der Konkursordnung noch so vertraut, dass er irrtümlich
auf der Seite 65 in der fünften Zeile stehen geblieben ist!
(Ein kleiner Hinweis für die nächste Auflage!)

Fangen wir hinten an: Vor dem Stichwortverzeichnis ist
der komplette Gesetzestext der Insolvenzordnung abge-
druckt. Die Änderungen durch das Insolvenzrechtsände-
rungsgesetz 2010 findet man in Kursivschrift. Der Gesetzes-
text der Insolvenzordnung ist ein Teil des Anhanges unter
Kapitel 12. In diesem Anhang findet sich auch ein sehr ange-
nehmer Überblick über die möglichen Sanierungsverfahren,
dort sind Formulare abgedruckt, und zwar teils Eigenformu-
lare der Autoren und teils solche, die, wie die Autoren hin-
weisen, im Internet an verschiedenen Stellen abrufbar sind.

Andere wesentliche Gesetze werden – systematisch ver-
ständlicherweise – in den Praxiskommentar eingearbeitet.
Dieser befasst sich zunächst mit dem außergerichtlichen
Ausgleich und dann ausführlichst mit dem Insolvenzverfah-
ren. Trotz detaillierter systematischer Zergliederung werden
auch Exkurse notwendig: So zB ein Exkurs zum Dienstneh-
merschutz nach dem IESG nach dem Kapitel „Insolvenz und
Arbeitsverhältnisse“. Einen guten Überblick bieten die Au-
toren mit dem Ablaufschema Insolvenz ohne Sanierungsver-
fahren, es folgt die detaillierte Schilderung des Sanierungs-
verfahrens. Eine Tabelle zeigt Vor- und Nachteile des Sanie-
rungsverfahrens mit Eigenverwaltung und ohne Eigenver-
waltung.

Ein weiteres Kapitel widmet sich der Europäischen Insol-
venzordnung, ein weiterer Exkurs der Löschung und Auflö-
sung einer Gesellschaft iZm einer Insolvenz. Hier ist aus-
zugsweise das Firmenbuchgesetz abgedruckt. Ein weiteres
ausführliches Kapitel gilt dem Privatkonkurs, auch wenn er
so gar nicht heißt (richtig: Konkurs- und Schuldenregulie-
rungsverfahren für natürliche Personen).

Lohnpfändungsrecht/Existenzminimum/Pfändungs-
schutz sind ein weiteres Kapitel als „Exkurs“.

Schließlich werden die zivil- und abgabenrechtlichen Haf-
tungsrisken verantwortlicher Personen dargestellt mit Aus-
zügen aus dem ASVG und der BAO. Ein weiteres Kapitel be-

fasst sich mit dem Risiko der strafrechtlichen Verurteilung
und gibt die Gesetzestexte von Kridadelikten und Sozialbe-
trug wieder.

In einem weiteren Kapitel wird schließlich das Gewerbe-
recht behandelt und in einem weiteren das Steuerrecht.
Ein letzter Exkurs setzt sich kritisch mit dem praktisch nie
sehr relevant gewordenen Unternehmensreorganisationsge-
setz auseinander. Die Autoren geben immer wieder an pas-
senden Stellen Internetadressen von informierenden Stellen
bekannt, so zB die der staatlich anerkannten Schuldenbera-
tungsstellen.

Der nicht ständig mit Insolvenzrecht befassten Rezensen-
tin erscheint dieses Buch als überkomplettes, übersichtliches
und praktisch handhabbares Hilfsmittel.

Ruth Hütthaler-Brandauer

" Europäisches Zivilprozess- und Kollisionsrecht. Von Thomas
Rauscher (Hrsg). Neubearbeitung 2010, Verlag Sellier, München
2010, XXVIII, 1081 Seiten, geb, a 199,50 (bei Abnahme des Ge-
samtwerks: a 158,62).

Nach dem Erscheinen des vierten Bandes
zum Europäischen Familien(verfahrens)recht
(AnwBl 2010, 498) ist nun von Rauscher der
zweite Band zum EuZPR/EuIPR vorgelegt
worden, der die EG-VollstrtitelVO, EG-
MahnVO, EG-BagatellVO, EG-ZustVO
2007, die EG-BewVO sowie die EG-InsVO
auf knapp 1100 Seiten umfasst.

Die praktische Bedeutsamkeit dieser
Rechtsvorschriften steht heute außer Zweifel: Vollstre-
ckungstitel-, Mahn- und Bagatellverfahren sind die Vorreiter
im Systemwechsel des EuZPR durch Abschaffung des Aner-
kennungsverfahrens; die ZustellVO würde – bei richtiger
Handhabung – das Leben (der Gerichte) erleichtern. Ledig-
lich die Vorschriften zum europäischen Beweisverfahren
fristen – soweit ersichtlich – in der Praxis noch ein Schatten-
dasein.

Hervorzuheben ist, dass die Autoren alle aktuellen Ent-
wicklungen umfassend einarbeiten; etwa zur internationalen
Zuständigkeit bei der Zwangsvollstreckungsabwehrklage
(Pabst Rz 36 zu Art 20 EG-VollstrtitelVO) samt Ausführun-
gen zur österreichischen Oppositionsklage (Pabst Rz 41 zu
Art 20) gegen Vollstreckungen aus einem europäischen Voll-
streckungstitel. Zu Art 3 der EG-MahnVO wird auch bei-
spielweise die Frage erörtert, ob der Antragsteller seinen
Wohnsitz in einem Drittstaat (zB Schweiz/Liechtenstein)
haben kann (vgl Gruber Rz 6), was derzeit leider verneint
wird. Die Kommentierung der EG-ZustVO betrifft bereits
die neue Fassung (VO 2007/1393, welche die VO 2000/1348
abgelöst hat). Praktisch wichtig ist dort in Art 8 Abs 1 die
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vorgesehene Frist zur Annahmeverweigerung binnen einer
Woche, wenn die zuzustellenden Dokumente nicht in der
Amtssprache des Empfangsmitgliedstaates (oder einer zuge-
lassenen Sprache) oder in einer Sprache, die der Empfänger
versteht, verfasst sind (unter der alten Verordnung ist hierü-
ber gestritten worden, wobei die bisherige österreichische
Regelung von drei Tagen unangemessen kurz war). Die Be-
arbeitung der EG-InsVO umfasst selbstverständlich die er-
gangene, umfassende Rechtsprechung (insbesondere deut-
scher Gerichte) oder auch des EuGH. Weiters hervorzuhe-
ben ist, dass eine Vielzahl von Länderberichten auch eine
leichte Orientierung in den verschiedenen nationalen Rech-
ten ermöglicht (vgl etwa Einleitung EG-BagatellVO
Rz 36 ff). Das Werk ist rundum gelungen und auch ein (für
die österreichische Praxis) nicht wegzudenkender Arbeitsbe-
helf, weil es (bislang) an einer umfassenden Kommentierung
all dieser Rechtsakte fehlt. Dass dies mit wissenschaftlicher
Tiefe, dem wichtigen Praxisbezug sowie mit Liebe zur
Rechtsvergleichung geschieht und auch die österreichische
Rechtsprechung und Literatur verarbeitet werden, sollten
weitere Kaufanreize sein.

Alexander Wittwer

" Wettbewerblicher Dialog, Verhandlungsverfahren, Interessen-
bekundungsverfahren. Von Christoph Schwabe. Nomos Verlag,
Baden-Baden 2009, 405 Seiten, br, a 100,80.

In der gegenständlichen Publikation setzt sich
Kollege Dr. Schwabe mit den Vergabeverfah-
ren wettbewerblicher Dialog, Verhandlungs-
verfahren und Interessenbekundungsverfah-
ren auseinander. Klares Hauptaugenmerk legt
er dabei auf die konkreten Anwendungs-
voraussetzungen und die Besonderheiten der
Abwicklung dieser Verfahren. Neben der in-
haltlichen Auseinandersetzung mit den jewei-

ligen Verfahren untersucht der Autor Unterschiede und
Gemeinsamkeiten und stellt diese abschließend in einem
„Gesamtvergleich“ funktional gegenüber.

In der Publikation ist die relevante deutsche und europäi-
sche vergaberechtliche Judikatur und Literatur weitgehend
berücksichtigt. Aus der Sicht des österreichischen Vergabe-
rechts ist das Werk insofern von Bedeutung, als es die verga-
berechtlichen Rahmenbedingungen, insbesondere zum
wettbewerblichen Dialog, Verhandlungsverfahren und Inte-
ressenbekundungsverfahren, auch aus völker- und europa-
rechtlicher Sicht detailliert darstellt. Auch Ausführungen
zum deutschen Vergaberecht können bei Beachtung der spe-
zifischen inhaltlichen Unterschiede bei der Umsetzung der

europarechtlichen Vorgaben der beiden Länder in inner-
staatliches Recht für die Auslegung des österreichischen Ver-
gaberechts herangezogen werden. Das Werk stellte eine de-
taillierte wissenschaftliche Auseinandersetzung und Diskus-
sion der vergaberechtlichen Rahmenbedingungen dar, das
auch für den vertieften Einstieg in die Thematik für den
Praktiker hilfreich und besonders gut geeignet ist.

Michael Breitenfeld

" Internationales Gesellschaftsrecht. Das internationale Privat-
recht grenzüberschreitend tätiger Gesellschaften. Von Georg
Eckert. Verlag Manz, Wien 2010, LXVIII, 808 Seiten, geb, a 149,–.

Georg Eckert, aus der „Kalss-Schule“ kom-
mend, hat nunmehr mit seiner Arbeit eine be-
deutende Lücke in der Literatur geschlossen.
Das internationale Gesellschaftsrecht ist, bis
auf wenigeWerke, bis heute oft vernachlässigt
worden. Es bestehen zwar einige Werke, die
eine Übersichtsdarstellung des internationa-
len (europäischen) Gesellschaftsrechts geben,
eine durchdringende Arbeit im Verhältnis zu

den Bestimmungen des IPRG, des europäischen Rechts, um-
fassend das europäische Primärrecht, die gesellschaftsrecht-
lichen Richtlinien sowie die I-Verordnung und II-
Verordnung zum nationalen österreichischen Recht, fehlen
aber.

Gerade durch die Internationalisierung der österrei-
chischen Wirtschaft und den Steuerwettbewerb der ver-
schiedenen Mitgliedstaaten ist es von erheblicher Bedeu-
tung, wo eine Gesellschaft domiziliert ist, welche Kon-
sequenzen durch eine Änderung der Domizilierung im
weiteren Sinne entstehen, und auch welche gesellschafts-
rechtlichen Umgründungen im internationalen Maßstab
überhaupt möglich sind.

Eckert ist mit seinem Werk eine tiefschürfende grundle-
gende Auseinandersetzung gelungen, die viele altherge-
brachte Vorstellungen und Überlegungen nach Studium die-
ses Werkes zum Aufgeben zwingen. Durch das Studium die-
ses Werkes wird dem Anwender klar, dass eine Anzahl von
Möglichkeiten besteht, die bis jetzt noch nicht angedacht
sind. Ob der OGH bzw der EuGH schlussendlich diesen
Ansichten folgen wird, kann nicht vorhergesagt werden, aber
eine erhebliche Argumentationsgrundlage ist dem Anwender
gegeben.

Mit dem oben Gesagten erübrigen sich weitere Ausfüh-
rungen.

Wolf-Georg Schärf
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Indexzahlen 2010: Nov. Dez.
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,0 110,7*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 113,5 115,1*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 121,7 122,4*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 128,0 128,9*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 167,4 168,5*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 260,3 261,9*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 456,7 459,6*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 581,9 585,6*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 583,8 587,5*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5112,9 5145,4*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4406,5 4434,5*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 125,0 126,7*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 128,7 130,5*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134,2 136,0*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 178,6 181,2*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 297,5 301,7*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2902,1 2943,0*)
*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

Erscheint 14-täglich (je 1 Doppelheft im August und Dezember). 2011 im 66. Jahrgang.
Jahresabonnement 2011 EUR 376,– inkl. Versand (in Österreich).
Kennenlern-Abonnement 2011: 3 Hefte EUR 15,– inkl. Versand (in Österreich).

Schwerpunkt Medienrecht

ÖJZ – Österreichische
Juristen-Zeitung

• ÖJZ aktuell: OGH schützt Grundrecht auf Freiheit der Meinungsäußerung
• Hype um das Redaktionsgeheimnis
• Die Rechtsprechung des OGH in Verfahren nach dem MedienG
• Medienrecht im Spannungsfeld zwischen Meinungsfreiheit und Persönlichkeitsschutz

Jetzt in der ÖJZ 2011/1
Einzelheft EUR 20,60 bestellen unter 01/531 61-100

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Rechberger ∙ Simotta

Zivilprozessrecht
Erkenntnisverfahren, 8. Auf lage

Das beste 
Rechtsmittel
im Verfahren!

8. Auf lage 2010. XL, 806 Seiten.  
Geb. EUR 86,–
ISBN 978-3-214-15750-0

Ein unverzichtbares Nachschlagewerk für die Praxis – von den Prozessbausteinen 
und dem erstinstanzlichen Verfahren über das Rechtsmittelverfahren samt
erneuertem Rekursverfahren bis hin zu den europäischen Zuständigkeiten:
Der Rechberger/Simotta bietet eine umfassende Darstellung des österreichischen
und europäischen Zivilprozessrechts.

Wesentliche Neuerungen in der 8. Aufl age:
• Zivilverfahrensnovelle 2009
• Budgetbegleitgesetz 2009
• Europäische Zustellverordnung
• Plus: die geplante Europäische Unterhaltsverordnung

Die jüngsten Entwicklungen in Gesetzgebung, Rechtsprechung und Lehre sind
berücksichtigt!

Die Autoren:
o.Univ.-Prof. Dr. Dr.h.c. Walter H. Rechberger lehrt Zivilgerichtliches Verfahren an 
der Universität Wien.
o.Univ.-Prof. MMag. Dr. Daphne-Ariane Simotta lehrt Zivilgerichtliches Verfahren 
an der Universität Graz.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at



Inserate

Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33 – 74 oder Mobiltelefon
(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasi-
umstraße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34 – 4, übernimmt Substitutionen in
Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung, ins-
besondere vor den Bezirksgerichten Döbling und
Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte).
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil-
und Strafsachen übernimmt RA Mag. Georg E. Thal-
hammer, 1010 Wien, Mölkerbastei 10.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 533 74 55.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln zur
Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der Bürozeiten
erreichbar. Telefon (01) 712 55 20 und
(0664) 144 79 00, Telefax (01) 712 55 20 – 20,
E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner-Patleych, 1060 Wien, Ma-
riahilfer Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurz-
fristig – Substitutionen aller Art in Wien und
Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln.
Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05,
Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5 – 7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und

Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90 – 6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil-
und Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard
Huber – Dr. Michael Sych, 1080 Wien,
Laudongasse 25, Telefon (01) 405 25 55, Telefax
(01) 405 25 55 – 24, E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4, Telefon
(01) 712 63 14, (01) 713 23 20, Telefax
(01) 713 07 96, E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien über-
nimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57 – 59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

RA Dr. Ulrike Hafner, Glacisstraße 67, 8010 Graz,
übernimmt für Sie zuverlässig Substitutionen aller
Art in Graz und Umgebung sowie – streitwert-
abhängig – auch im weiteren Umkreis. Telefon
(0316) 83 03 04 – 12, Telefax (0316) 83 81 17,
E-Mail: u.hafner@griss.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22 – 0,
Telefax (0662) 84 12 22 – 6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichts-
gebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitu-
tionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen. Telefon
(0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Salzburg und Umge-
bung. Telefon (0662) 84 38 52, Telefax
(0662) 84 04 94, E-Mail: ra-meisthuber@aon.at

Bezirksgericht St. Johann im Pongau: Wir über-
nehmen Substitutionen vor dem BG St. Johann im
Pongau sowie im gesamten Sprengel (auch Exekuti-
ons-Interventionen) zu den üblichen kollegialen Kon-
ditionen. Kreuzberger und Stranimaier OEG,
Moßhammerplatz 14, 5500 Bischofshofen,
Telefon (06462) 41 81, Telefax (06462) 41 81 20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Oberösterreich

Rechtsanwalt Mag. Benedikt Geusau, 4320 Perg,
Hauptplatz 9, übernimmt Substitutionen in Linz und
Umgebung sowie vor den Bezirksgerichten Perg,
Mauthausen und Pregarten. Telefon (07262) 535030,
Telefax (07262) 535034, E-Mail: office@geusau.com

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94.

International

Bulgarien: Rechtsanwaltskanzlei NOVA JUS
(www.novajus.com), mit Niederlassungen in Sofia
und Wien – kompetente und zuverlässige Beratung im
bulgarischen Zivilrecht und Wirtschaftsrecht, ge-
richtliche und außergerichtliche Vertretung vor Ort.
Kontakt: office@novajus.com,
Telefon +43 (1) 514 28, Telefax +43 (1) 514 28 28.

Deutschland: Die Rechtsanwaltskanzlei Buder &
Herberstein vertritt österreichische Mandanten in
ganz Deutschland vor Gerichten und Behörden. Ler-
chenfelder Straße 94, 1080 Wien, und Kurfürsten-
damm 54, D-10707 Berlin, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31 33,
E-Mail: buder.herberstein@csg.at

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwälte München/
Berlin, Mitglied RAK Berlin und RAK Tirol, übernimmt
Mandate/Substitutionen/Zwangsvollstreckungen in
Deutschland und Vertretungen in Kitzbühel/Tirol.
München: Sonnenstraße 2, 80331 München;
Telefon 0049/89/809 09 05 90;
Telefax 0049/89/809 09 05 95.
Berlin: Wittestraße 30K, 13509 Berlin;
Telefon 0049/30/435 72 573;
Telefax 0049/30/435 72 574.
www.feuerberg.com, office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München über-
nimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutsch-
land. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung garan-
tiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße 21,
80538 München, Telefon (0049 – 89) 552 999 50,
Telefax (0049 – 89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Finnland: Unsere Rechtsanwälte in Helsinki über-
nehmen Mandate/Substitutionen in ganz Finnland
sowohl im Bereich des Wirtschafts- als auch des all-
gemeinen Privatrechts. Ansprechpartner: RA Dr. Hans
Bergmann (BJL Bergmann Rechtsanwälte),
Eteläranta 4 B 9, 00130 Helsinki, Telefon
(+358 9) 696 207 – 0, Telefax (+358 9) 696 207 – 10,
E-Mail: hans.bergmann@bjl-legal.com,
www.bjl-legal.com

Griechenland: RA Eleni Diamanti, in Österreich und
Griechenland (Athen) zugelassen, vertritt vor grie-
chischen Gerichten und Behörden und steht öster-
reichischen Kollegen für Fragen zum griechischen
Recht zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at
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Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter, in Öster-
reich und Italien zugelassene Rechtsanwältin, Kärnt-
ner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Viale Venezia 2,
Italien, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und staatenübergreifende Substitutio-
nen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62, Telefax
0039 (0432) 52 62 37, Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: walter@avvocatinordest.it

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Hörtenbergstraße 1/B, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men gerne zur Verfügung. Kontakt: Telefon
+39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Schloss Schönbrunn, Kava-
lierstrakt 126, 1130 Wien, Telefon (01) 890 17 96,
Telefax (01) 890 17 96 20,
Homepage: www.blasoni-gaj.com,
E-Mail: office@blasoni-gaj.com

Schweiz: Rechtsanwalt Fürsprecher Roland Padrutt,
Argentinierstraße 21, Top 9, A-1040 Wien (nieder-
gelassener europ RA/RAK Wien), mit Niederlassung
Schweiz, Bachstrasse 2, CH-5600 Lenzburg 1, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen in
der Schweiz und cross-border-Rechtssachen aller Art
zur Verfügung. Telefon Wien +43 (1) 504 73 22,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.at,
Telefon Schweiz +41 (62) 886 97 70,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.ch

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Janjic, Tesmanovic &
Protic, Gracanicka 7, 11000 Beograd, stehen öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und
cross-border-Rechtssachen aller Art zur Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02, Telefax
+381 (11) 263 34 52, Mobil (+664) 380 15 95,
E-Mail: office@janjic.co.rs, www.janjic.rs

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –

Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Dr.Mirko Silvo Tischler, Trdinova
5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt der Öster-
reichischen Botschaft, steht sämtlichen Kolleginnen
und Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen
in diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +384 (0)1 432 02 87,
E-Mail: info@eu-rechtsanwalt.si,
Web: www.eu-rechtsanwalt.si

Ungarn: Die Rechtsanwaltskanzlei Noll, Podmanizky
str. 33, H-1067 Budapest, steht österreichischen Kol-
legen für Mandatsübernahmen und cross-border-
Rechtssachen aller Art zur Verfügung. RA Dr. Bálint
Noll, Fachanwalt für Gesellschaftsrecht und Insol-
venzrecht. Telefon +36 (1) 600 11 50,
Mobil +36 (20) 92 40 172, Telefax +36 (1) 998 04 45,
E-Mail: balint.noll@nolliroda.hu, www.nolliroda.hu

Partner

Wien

Biete engagierter/m Kollegin/en ab sofort Regie-
gemeinschaft samt Subpauschale in Bestlage in
1010 Wien. Zuschriften bitte an den Verlag unter
Chiffre A-100836.

Rechtsanwaltspartnerschaft in 1010 Wien bietet
Kollegen/in Regiegemeinschaft in äußerst repräsen-
tativen großzügigen Räumlichkeiten einer Altbau-
kanzlei mit günstiger Verkehrsanbindung samt
Mitbenützung der Infrastruktur (Sekretariat, Kon-
ferenzraum, EDV, Telefonanlage etc.) sowie die Mög-
lichkeit einer Zusammenarbeit an.
Kontaktmöglichkeit: office@reiffenstuhl.com oder
Telefon (01) 218 25 70.

Rechtsanwaltskanzlei in 1010 Wien, Am Graben,
Tätigkeitsschwerpunkt Zivil- und Wirtschaftsrecht,
bietet AnwaltskollegInnen Regiegemeinschaft mit
Infrastruktur in Topausstattung zur Mitbenützung und
Möglichkeit für weitergehende Kooperation.
Kontakt: Telefon (0664) 4311383.

Kanzleiabgabe

Steiermark

Rechtsanwaltskanzlei in der Oststeiermark in reprä-
sentativen Räumlichkeiten, mit moderner Infrastruk-
tur (EDV, Advokat, etc) und mit gutem Klientenstock
abzugeben. Zuschriften bitte an den Verlag unter
Chiffre A-100838.

Stellenangebote

Wien

Sekretärin für Rechtsanwalt in 1010 Wien. Ich
suche eine(n) Sekretär(in) mit einschlägiger Berufser-
fahrung für eine Vollzeitstelle in meiner Kanzlei. Bitte
schicken Sie Ihre Bewerbung und einen Lebenslauf an
klaus.voithofer@boehme-voithofer.at. Dr. Klaus Voit-
hofer, LL. M., www.boehme-voithofer.at

Preslmayr Rechtsanwälte OG sucht eine(n) Kon-
zipienten/in mit Kenntnissen und idealerweise
Vorpraxis im Immaterialgüterrecht. Sie erwartet
eine interessante Tätigkeit in einer Wirtschafts-
kanzlei und ein angenehmes Arbeitsklima.
Ihre Bewerbung (samt Zeugnissen und Foto) richten
Sie bitte an
Mag. Christian Podoschek unter
podoschek@preslmayr.at, Telefon (01) 533 16 95.

Immobilien

Wien

Rechtsanwältin bietet (für 1 oder 2) interessierte
KollegInnen zwei preisgünstige, repräsentative
großzügige Kanzleiräume in 1080 Wien, Josefstäd-
ter Straße, an. Jugendstilhaus mit Lift, verkehrsgüns-
tige Lage, Infrastruktur kann auf Wunsch mitbenützt
werden. Kontakt: office.furgler@speed.at,
Telefon (01) 408 30 09.

Steiermark

Räumlichkeiten in bestehender RA-Kanzlei (mit
Parkplatz) zu vermieten. Mitbenützung der Infra-
struktur möglich. Kontakt: RA Dr. Peter Schlösser,
8010 Graz, E-Mail: ra-graz@inode.at,
Telefon (0316) 22 55 20.

Salzburg

Kanzlei/Büroeinheit Salzburg: ca. 98m2 im 1.OG,
hohe Räume, ruhig, kurzfristig verfügbar, unmittelbare
Gerichtsnähe. Miete a 860,– + BK a 140,– + USt.
E-Mail: immobilien@volksbanksalzburg.at,
Telefon (0662) 8696 – 3636,
www.volksbanksalzburg-immobilien.at

Diverses

Wien

Rechtsanwalt und Liegenschaftsbewerter analysiert
Bewertungsgutachten über Immobilien (second
opinion) und berät Kollegen vor der Befragung des
Sachverständigen in der Verhandlung.
E-mail: office@immoadvalue.at

Inserate



EINZIGARTIGKEIT IN SERIE.

Selten hat sich eine Investition so ausgezahlt: Das neu entwickelte 
Dieseltriebwerk des Lexus IS 200d verbraucht trotz des 150 PS 
starken Motors lediglich kostensparende 5,1 Liter Diesel auf 100 km*.
Erleben Sie höchste Fahrkultur dank serienmäßiger Zusatzausstattung 
und einen kraftvollen Aufschwung – zu einem unglaublichen Preis. 

Das neue Wirtschaftswunder. 
Jetzt zur Probefahrt anmelden: 01/610 04 610

www.lexus.at

**


